
LEADER AKTION A BESCHREIBUNG

SRD07 Investitionen in die Infrastruktur für die Landwirtschaft und für die  
sozioökonomische Entwicklung ländlicher Gebiete

SRD09 nichtproduktive Investitionen in  
ländlichen Gebieten

SRG07 Zusammenarbeit für die Entwicklung ländlicher, lokaler und intelligenter Dörfer

SRD03 Investitionen in landwirtschaftliche Betriebe zur Diversifizierung in 
 nichtlandwirtschaftliche Tätigkeiten

SRD14 nichtlandwirtschaftliche produktive Investitionen in ländlichen Gebieten

SRE04 nicht landwirtschaftliche Startups

LEADER-AKTIONEN
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LEADER-Aktion SRD07 -  
Investitionen in die sozio-ökonomische Entwicklung des ländlichen Raums

Code Leader-Aktion SRD07

Titel der Aktion
Investitionen für die sozio-ökonomische Entwicklung des 
ländlichen Raums

Art der Aktion
INVEST(73-74) - Investitionen, einschließlich Investitionen in Be-
wässerung

Themenbereiche
5. Lokale soziokulturelle und touristisch-freizeitliche Angebotssysteme
6. Lokale, handwerkliche und verarbeitende Produktionssysteme

Output-Indikator
O.22. Anzahl unterstützter
Infrastrukturinvestitions-Vorhaben oder -Einheiten

Charakter der Aktion Spezifische Aktion
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1 Territorialer Anwendungsbereich
Die Aktion kann im gesamten LEADER-Gebiet der Sarntaler Alpen umgesetzt werden.

2 Zugehörige spezifische Ziele, Querschnittsziel und relevante sektorale Ziele

Code + Beschreibung des GAP-SPEZIFISCHEN ZIELS

SO8 Förderung von Beschäftigung, Wachstum, sozialer Inklusion sowie der lokalen Entwick-
lung in ländlichen Gebieten, einschließlich Biowirtschaft und nachhaltige Forstwirtschaft

Code + Beschreibung der ERGEBNISINDIKATOREN

R.41 Vernetzung des ländlichen Raums in Europa: Anteil der ländlichen Bevölkerung, der  
aufgrund der GAP-Unterstützung besseren Zugang zu Dienstleistungen und Infrastruktur hat.

3 Anforderungen der lokalen Entwicklungsstrategie, auf die die Aktion abzielt

Code Beschreibung
Priorität in 

der LES
In der LES  

berücksichtigt

BE1
Förderung des Potentials im Tourismus zur 
Steigerung der Wertschöpfung

Qualifiziert Ja

BE2
Erhöhung der regionalvernetzten sozialen 
Angebote für Menschen in unterschiedlichen 
Lebensfasen und Lebensformen

Qualifiziert Ja

BE3
Verbesserung von bedarfsorientierten, klimaf-
reundlichen und gemeindeübergreifenden 
Mobilitätsangebote

Qualifiziert Ja

BE4
Verbesserung der sozioökonomischen Infra-
strukturen im ländlichen Gebiet auch durch 
den Erhalt und die Sanierung von Almen

Qualifiziert Ja

BE5
Verbesserung der Attraktivität und Frequenz 
der Dorfkerne im ländlichen Gebiet

Qualifiziert Ja

BE6
Verbesserung der Motivationsangebote in der 
Naherholung für Familien, Kinder und Jugend-
liche

Qualifiziert Ja

BE7
Unterstützung des Erhalts und der Wiederbe-
lebung der Kulturlandschaften und Kulturgüter 
im ländlichen Raum

Qualifiziert Ja

BE8
Förderung in der Aufrechterhaltung von Biodi-
versität und Ökosystemen

Qualifiziert Ja

4 Ergebnisindikatoren
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5 Zielsetzung und allgemeine Beschreibung der Aktion
 5.1 Beschreibung der Aktion
Investitionen im ländlichen Raum sind nicht nur für die ländliche Bevölkerung wichtig, son-
dern für die Gesellschaft als Ganzes. Menschen, die in ländlichen Gebieten leben, sollten die 
gleichen Möglichkeiten haben wie Menschen, die in städtischen Gebieten leben. Gleichzeitig 
nutzt aber auch die städtische Bevölkerung die grundlegenden ländlichen Dienstleistungen, 
z.B. wenn sie in den Urlaub fährt oder ihre Freizeit verbringt.
Die Unterstützung zielt auf die sozio-ökonomische Entwicklung der ländlichen Gebiete durch 
Investitionen in den Bau, die Anpassung und/oder den Ausbau von Basisinfrastrukturen ab, 
die den (landwirtschaftlichen und nichtlandwirtschaftlichen) Unternehmen, den ländlichen Ge-
meinschaften und der Gesellschaft im Allgemeinen dienen. Diese neuen oder angepassten/er-
weiterten Infrastrukturen sollen einerseits die Gebiete mit den grundlegenden Dienstleistun-
gen versorgen, die notwendig sind, um der Entvölkerung, insbesondere in den am stärksten 
benachteiligten Gebieten, entgegenzuwirken, und andererseits die ländlichen Gebiete als Orte 
zum Leben, Lernen, Arbeiten und für das psychophysische Wohlbefinden attraktiver machen.
In diesem Zusammenhang sind die Arten von Investitionen in die Infrastruktur, die von LEA-
DER unterstützt werden können, in den folgenden Unteraktionen aufgeführt:

a. Verkehrsinfrastruktur zur Versorgung ländlicher Gebiete;
b. Wassernetze;
c. Infrastruktur für den Tourismus;
d. Infrastruktur für die Freizeitgestaltung;
e. IT-Infrastruktur und digitale Dienste;
f. Machbarkeitsstudien;

Die Investitionen im Rahmen der Unteraktion a) betreffen die Unterstützung des Baus, der 
Anpassung und des Ausbaus von Straßen, die ländliche Gebiete erschließen, um die Zugäng-
lichkeit der von den Interventionen betroffenen Gebiete zu verbessern, auch im Hinblick auf 
die Sicherheit des Gebiets.
Die Investitionen im Rahmen der Unteraktion b) zielen auf die Rationalisierung der Netze zur 
Bewältigung von Wassernotfällen ab.
Die Investitionen im Rahmen der Unteraktion c) zielen auf eine bessere touristische Nutzung 
der ländlichen Gebiete ab. Ziel der Aktion ist es, die Attraktivität der unter die Aktion fallenden 
Gebiete zu erhöhen, indem ihre Besonderheiten durch eine angemessene Infrastrukturaus-
stattung hervorgehoben werden.
Die Investitionen im Rahmen der Unteraktion d) unterstützen alle Freizeitinfrastrukturen, 
die den Bewohnern der von der Aktion betroffenen Gebiete dienen, aber auch Aktivitäten von 
Nichtbewohnern anregen, die diese Infrastrukturen nutzen können.
Investitionen im Rahmen der Unteraktion e) zielen darauf ab, die Ausstattung ländlicher Ge-
biete mit IT-Infrastruktur zu verbessern, und zwar nicht nur in physischer Hinsicht (z. B. lokale 
TLC-Systeme oder Zugangsnetze), sondern auch in "immaterieller" Hinsicht, z. B. in Form von 
IT-Plattformen für die Erfassung und Verwaltung von Datenbanken und digitalen Diensten, die 
für ländliche Gemeinschaften und Aktivitäten von Nutzen sind.
Die Investitionen im Rahmen der Unteraktion f) betreffen die Ausarbeitung von Machbar-
keitsstudien, wenn sie sich auf Investitionen in Verbindung mit den Unteraktionen a) bis d) 
beziehen.
Die von diesem Aktionsblatt abgedeckten Investitionen beziehen sich auf kleine Infrastruk-
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turen, d. h. Infrastrukturen, bei denen die Gesamtinvestition des Projekts die finanzielle 
Schwelle von 5.000.000€ nicht überschreitet. Übersteigen die Investitionen den finanzi-
ellen Schwellenwert von 5.000.000 €, wird die Infrastruktur als groß angelegt definiert.

 5.2 Verknüpfung mit anderen Aktionen
Die geförderten Investitionen sind synergetisch mit anderen Investitionsmaßnahmen für 
(landwirtschaftliche und nichtlandwirtschaftliche) Unternehmen in ländlichen Gebieten 
(SRD03) sowie mit anderen Maßnahmen mit positiven Auswirkungen auf die ländliche Bevöl-
kerung (SRD09, SRD14, SRG07) verknüpft, und zwar sowohl im Hinblick auf die allgemeine 
Verbesserung der Ausstattung mit grundlegenden Dienstleistungen in diesen Gebieten als 
auch auf die Verringerung der infrastrukturellen Kluft zwischen ländlichen und städtischen Ge-
bieten im Hinblick auf eine insgesamt gerechtere Entwicklung der gesamten Gesellschaft.

6 Kriterien für die Förderfähigkeit der Begünstigten

- Öffentliche Körperschaften
• Autonome Provinz Bozen - Südtirol und deren Abteilungen/Ämter
• Lokale Körperschaften (Gemeinden, Bezirksgemeinschaften)
• Eigenverwaltungen bürgerlicher Nutzungsgüter 

- Oder private
• Vereine
• Verbände
• Genossenschaften/Sozialgenossenschaften
• Gesellschaften
• andere juristische Personen, sofern im öffentlichen Interesse
in individueller oder assoziierter Form mit Sitz und/oder Aktivität im LEADER-Gebiet

7 Zulässige Kosten

• Unteraktion a) Bau, Anpassung und Ausbau des ländlichen Straßennetzes mit Ausnahme 
der Forst- und Weidewege im Sinne des Gesetzesdekrets 34 von 2018; 

 − Bau neuer Straßen im ländlichen Raum, wenn ein objektiver Bedarf nachgewiesen ist;
 − Ausbau, Umgestaltung und Sicherung des bestehenden Straßennetzes;
 − Bau, Anpassung und/oder Erweiterung von Zusatzeinrichtungen (z.B. Abstell- und 

Wendeplätze, Straßenbeleuchtung, Geh- und Radwege, Bushaltestellen, Parkplätze außer-
halb bebauter Ortskerne usw.). 

Ordentliche Instandhaltungsarbeiten sind ausgenommen. Außerordentliche Instandhaltungs- 
oder Sanierungsarbeiten müssen objektiv begründet und nachprüfbar sein.
Die mit dieser Investitionsart geförderten Straßen dürfen keine Zugangsbeschränkungen auf-
weisen, so dass eine Mehrfachnutzung möglich ist.
• Unteraktion b) Bau, Anpassung und Modernisierung der Wasserinfrastruktur in  

 ländlichen Gemeinden:
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 − Bau und/oder Sanierung von Trinkwasserbrunnen in oder in der Nähe von ländlichen 
 Siedlungen zur gemeinsamen Nutzung;

 − Anpassung und Modernisierung bestehender Wasserversorgungsinfrastrukturen: Bau 
 und Modernisierung von Infrastrukturen und Einrichtungen für den Verbrauch und die 
 Verteilung von Trinkwasserressourcen, mit Schwerpunkt auf den Ressourcen, im 
 Hinblick auf eine nachhaltige Bewirtschaftung der Trinkwasserressourcen in ländlichen 
 Gebieten. Investitionen in Bewässerungssysteme, landwirtschaftliche  
 Bewässerungsnetze und routinemäßige Wartungsarbeiten sind ausgeschlossen. 

• Unteraktion c) Bau, Anpassung und Erweiterung der touristischen Infrastruktur, beste-
hend aus dauerhaften Bauten und Anlagen, die von der Allgemeinheit genutzt werden 
können und sich im öffentlichen Raum befinden und touristischen Zwecken dienen:

 − Bau und/oder Anpassung von Wanderwegen, Reitwegen, Radwegen usw. sowie von 
 naturkundlichen, kulturellen und historischen Themenwegen;

 − Bau neuer Zugangswege oder Verbindungen zwischen mehreren thematischen Routen;
 − Anschaffung/Herstellung und Aufstellung von Informationstafeln, Wegweisern und 

 Hinweisschildern;
 − Maßnahmen zur Gewährleistung der Zugänglichkeit und Nutzbarkeit für Nutzer mit 

 besonderen und spezifischen Bedürfnissen (Holzplattformen und -brücken auf  
 rutschigen Wegen oder auf Wegen mit Stufen und Terrassen, Rastplätze und  
 Aussichtspunkte, die für Rollstuhlfahrer geeignet sind, Schilder in Braille-Schrift oder  
 taktile Karten für Menschen mit Sehbehinderungen sowie für diesen Zweck  
 konzipierte Ausrüstungen);

 − Errichtung von temporären Wetterschutzhüften, Biwaks, Picknickplätzen, Rastplätzen 
 und Ausstellungspunkten;

 − Infrastruktur für die Entwicklung des naturnahen Tourismus zur Förderung eines 
 nachhaltigen, naturnahen Tourismusangebots, z.B. Naturerlebnisräume, Wanderwege 
 und Klettersteige außerhalb von Ortschaften etc. zur Erhaltung des Natur- und  
 Kulturerbes;

 − Stützpunkte und sanitäre Einrichtungen;
 − Georeferenzierung der Routen;
 − Anpassung von Gebäuden und/oder Erwerb von Mobiliar und Ausrüstung für die  

 Errichtung oder Verbesserung von Informations- und Besucherzentren;
 − Restaurierung, Erhaltung, Umstrukturierung und Anpassung von Bauwerken von  

 landschaftlichem und kulturellem Wert entlang oder in der Nähe der durch diese Art  
 von Investitionen geförderten Strecken;

 − Investitionen zur Entwicklung von Tourismusdienstleistungen im Zusammenhang mit  
 dem ländlichen Tourismus, wie z. B.:

 - Investitionen in die technologische Innovation von Tourismusdienstleistungen  
 durch Informationssysteme;
 - Investitionen für die Organisation von Werbe-, Empfangs- und Begleitdiensten auf  
 aggregierter Ebene sowie für andere Aktivitäten, die mit den Bedürfnissen des  
 ländlichen Tourismus zusammenhängen, z.B. die Einrichtung von Informations- und  
 Werbeeinrichtungen für Touristen usw;
 - Erstellung von Tourismus- und Informationsmaterial (auch online), das sich auf das  
 Angebot im Zusammenhang mit dem territorialen Erbe im Freien bezieht und mit  
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 Investitionen verbunden ist;
 - Schaffung von Multimedia-Websites, die nicht mit wirtschaftlichen Aktivitäten  
 und technologischer Innovation verbunden sind, d.h. materielle und immaterielle  
 Investitionen für die Entwicklung von Kommunikationssystemen (IKT).
• Unteraktion d) Bau, Verbesserung, Anpassung und Erweiterung öffentlicher Erholungs-

einrichtungen:
 − Bau und/oder Anpassung von Anlagen für sportliche Aktivitäten im Freien;
 − Schaffung von Flächen für Spielplätze, Mehrzweck-Freizeitanlagen, Bereiche für Kinder;
 − Bau und/oder Anpassung von Freizeiteinrichtungen in oder in der Nähe von ländlichen  

 Siedlungen. 

• Unteraktion e) Schaffung, Anpassung und Erweiterung von IT-Infrastrukturen und  
digitalen Diensten:

 − Realisierung von Multimedia-Websites, Datenbanken und Plattformen für die  
 Erfassung, Kartierung, Sammlung und Verwaltung von Daten über das soziale,  
 natürliche, historische und kulturelle Erbe (z.B. Flurnamen);

 − Entwicklung von Anwendungen (auch in mobiler Form) zur Abfrage der Plattformen/ 
 Datenbanken;

 − Datenbanken und funktionale Dienste für andere Initiativen im Bereich Wald/Land;

Die genannten Unteraktionen sind im Sinne eines integrierten Projektansatzes auch unter-
einander kombinierbar, sofern dies für die Zielerreichung des Projektes sinnvoll ist, für die 
kombinierten Unteraktionen dasselbe Landesamt zuständig ist und der Aufruf zur Einreichung 
von Projektvorschlägen nichts anderes vorsieht.
Hinsichtlich der Förderfähigkeit der Ausgaben gelten die Bestimmungen der Abschnitte 4.7.1. 
und 4.7.3, Absatz 1 des PSP und Kapitel 7 des CSR der Autonomen Provinz Bozen.

Förderfähig sind die Kosten für die Durchführung der oben genannten Investitionen, die so-
wohl den ländlichen Gemeinden als auch der Gesellschaft insgesamt zugute kommen:

 − Bau von Wanderwegen, Reitwegen, Radwegen usw. sowie von thematischen, naturkundli-
chen, kulturellen und historischen Themenwegen;

 − Bauarbeiten zur Schaffung, Erneuerung, Verbesserung und Sanierung von Dienstleistun-
gen, öffentlichen Infrastrukturen, Wegen und Straßen in ländlichen Gebieten;

 − Erwerb von Ausrüstungen, Maschinen und Geräten;
 − Sicherheitskosten gemäß Gesetzesverordnung 81/08;
 − Unvorhergesehene Kosten (wenn sie in der Kostenschätzung des Ausführungsprojekts 

enthalten sind) bis zu einer Höhe von 3 % der zulässigen Arbeiten sind bei Bauarbeiten 
förderfähig. Unvorhergesehene Mehrkosten sind beim Kauf von Maschinen und Ausrüs-
tungen nicht förderfähig;

 − Kauf und Anbringung von Beschilderungen und Informationstafeln;
 − Kosten für Dienstleistungen zur Ausarbeitung und Herstellung/Produktion von Informati-

onsmaterial aller Art, auch online;
 − Einrichtung lokaler IKT-Systeme oder Zugangsnetze sowie Kauf von digitaler Software und 

Ausrüstung, Programmierung und EDV-Dienstleistungen;
Zusätzlich zu den Bestimmungen in Abschnitt 4.7.1 " Nicht förderfähige Investitionen" des PSP 
2023-2027 sind folgende Maßnahmen nicht förderfähig:
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• Investitionen, die keinen Zugang und/oder keine Nutzung durch die Öffentlichkeit ermöglichen;
• Investitionen in Form von Leasing;
• Sacheinlagen;
• ordentliche Instandhaltungskosten;
• Forst- und Weidewegenetze im Sinne des Gesetzesdekrets 34 von 2018;
• allgemeine Kosten/technische Kosten im Zusammenhang mit den Ausführungsprojekten 

(Planung, Bauleitung, geologisches Gutachten, Sicherheits- und Koordinationsplan, Statik, 
Bauabrechnung und -prüfung für Bauwerke und Infrastruktur)

8 Bedingungen für die Zulässigkeit von Projektvorschlägen

 − Die im Rahmen dieser Aktion geförderten Investitionen müssen, sofern vorhanden, mit 
den Entwicklungsplänen der Gemeinden und Dörfer im ländlichen Raum und/oder den 
lokalen Entwicklungsstrategien in Einklang stehen. In diesem Fall müssen die geplanten 
Investitionen nicht notwendigerweise in den genannten Gemeindeentwicklungsplänen 
vorgesehen sein, es obliegt jedoch der zuständigen Verwaltung, durch einen entsprechen-
den Beschluss/eine entsprechende Bescheinigung zu bestätigen, dass die Maßnahme 
nicht im Widerspruch zu den genannten Plänen steht;

Grundsätzlich sind Projekte förderfähig, die folgende Bedingungen erfüllen:
• die Investition muss von allgemeinem öffentlichem Interesse sein;
• im Falle privater Begünstigter müssen sie von der zuständigen öffentlichen Verwaltung 

(durch schriftliche Erklärung oder Beschluss) als Arbeiten von öffentlichem Interesse und/
oder öffentlichem Nutzungsrecht anerkannt sein;

• im Falle von Bauarbeiten muss dem Antrag das Ausführungsprojekt der durchzuführenden 
Arbeiten beigefügt werden, das durch einen Beschluss des Ausschusses/Gemeinderats oder 
des zuständigen Gremiums des Antragstellers genehmigt wurde;

• um eine zügige Durchführung der Investitionen zu gewährleisten, müssen die Antragsteller 
zum Zeitpunkt der Vorlage des Projektantrages bei der LAG-Eigentümer der von den Investi-
tionen betroffenen Flächen und/oder Infrastrukturen sein oder über diese verfügen.

 − - Um einen übermäßigen Verwaltungsaufwand bei der Verwaltung der Verfahren zur Ge-
währung von Beihilfen zu vermeiden und gegebenenfalls ein höheres Maß an wirtschaft-
licher Nachhaltigkeit der Investitionen zu gewährleisten, sind Vorhaben nicht förderfähig, 
bei denen die Gesamtinvestitionsausgaben des Vorhabens einen 
- Mindestbetrag von 200.000 € nicht unterschreiten:

Die Unteraktionen sind im Sinne eines integrierten Projektansatzes untereinander kombinier-
bar, sofern dies für die Zielerreichung des Projektes sinnvoll ist, für die kombinierten Unterak-
tionen dasselbe Landesamt zuständig ist und der Aufruf zur Einreichung von Projektvorschlä-
gen nichts anderes vorsieht.
Die Förderung bezieht sich auf Investitionen in Infrastrukturen zur sozioökonomischen Ent-
wicklung des ländlichen Raums, die sich hauptsächlich an die lokale Bevölkerung als Zielgrup-
pe richten, sowie auf Infrastrukturen und Einrichtungen, die ausschließlich im LEADER-Gebiet 
realisiert werden.

 − Um einer angemessenen Anzahl von Personen den Zugang zur Förderung zu ermöglichen, 
dürfen die Gesamtausgaben für das Projekt den  
- Höchstbetrag von 800.000€ nicht überschreiten.
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 − Mit den Arbeiten oder Tätigkeiten im Rahmen des Vorhabens darf erst nach Einreichung 
des Förderantrags bei der zuständigen Landesbehörde begonnen werden..

9 Grundsätze für die Projektauswahl

Die Aktion sieht die Anwendung von Kriterien für die Auswahl von Vorhaben gemäß Artikel 79 
der SPR-Verordnung vor. Diese Kriterien werden von der LAG für ihren Zuständigkeitsbereich 
festgelegt.
Die Auswahlkriterien sind so definiert, dass die Gleichbehandlung der Antragsteller, eine bes-
sere Nutzung der Finanzmittel und die Ausrichtung der Unterstützung auf die Ziele der Aktion 
gewährleistet sind.
Die Bewertung der Projekte wird von der LAG auf der Grundlage eines transparenten Aus-
wahlverfahrens vorgenommen. Die Auswahl erfolgt auf der Grundlage der in diesem lokalen 
Entwicklungsplan 2023-2027 festgelegten Auswahlkriterien. Die LAG sieht kontrollierbare und 
quantifizierbare Auswahlkriterien vor, die eine Auswahl von Projekten und deren Begünstigten 
ermöglichen. Grundlage für die Auswahl ist eine Punktzahl, die eine Mindestpunktzahl vorgibt, 
unterhalb derer ein Projektantrag nicht ausgewählt werden kann.
Die bei der LAG eingereichten Projektvorschläge werden von der LAG einem Auswahlverfah-
ren unterzogen, das auf den folgenden Grundsätzen beruht:
• innovativer Charakter des Projekts (Aufwertung einer bestehenden Struktur, Schaffung 

einer neuen Struktur oder einer neuen Dienstleistung...);
• Umfang des betroffenen Gebiets oder der Zielgruppe, die von der Intervention profitiert 

(im Sinne einer gemeindeübergreifenden Wirkung des Projekts).
• sozialer und inklusiver Charakter (z. B. Projekt zugunsten von Familien, jungen Menschen 

usw.);
• Prioritäten im Zusammenhang mit der territorialen Dimension der Investitionen unter 

besonderer Berücksichtigung der Beteiligung der Bevölkerung an der Projektentwicklung, 
der Formen der integrierten Planung, der potenziellen Nutznießer und des Grades der 
Nachhaltigkeit der Investitionen;

Die Einzelheiten zu den Auswahlkriterien finden sich in Kapitel 7 dieser Lokalen Entwicklungs-
strategie.

10 Informationen betreffend die Bewertung als Staatsbeihilfen

Die Maßnahme fällt nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 42 AEUV und unterliegt einer 
beihilferechtlichen Prüfung:

  Ja     Nein    Gemischt

Darstellung der unterstützenden Tätigkeiten, die nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 
42 AEUV fallen: Kann Tätigkeiten und Vorgänge außerhalb des Agrarsektors umfassen, deren 
Endprodukt ein Erzeugnis ist, das nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 42 AEUV fällt.
Art des für die Genehmigung zu verwendenden Instruments für staatliche Beihilfen:
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  Notifizierung 

  Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung 

  Gruppenfreistellungsverordnung für die Landwirtschaft 

  Mindestbeitrag (De-minimis - laut EU Reglement Nr. 1407/2013)

11 Verpflichtungen
Der Begünstigte eines Investitionsvorhabens verpflichtet sich zu:
• Durchführung des Vorhabens gemäß den von der Verwaltungsbehörde festgelegten 

Durchführungsbestimmungen, unbeschadet der von dieser Behörde festgelegten Varian-
ten und/oder Ausnahmeregelungen;

• Unbeschadet von Fällen höherer Gewalt muss die Stabilität der geförderten Investition 
gewährleistet sein: Die Begünstigten von Beihilfen im Rahmen dieser Aktion müssen sich 
verpflichten, den Finanzierungsgegenstand während eines Zeitraums von mindestens 10 
Jahren ab dem Zeitpunkt der Abschlusszahlung der Beihilfen für Bauinvestitionen nicht 
zweckentfremdet zu verwenden; bei der Finanzierung von Ausrüstungen gilt die Verpflich-
tung, den Finanzierungsgegenstand nicht zweckentfremdet zu verwenden, für 5 Jahre.

 11.1 Sonstige Verpflichtungen
Für die Einhaltung der Informations-, Publizitäts- und Sichtbarkeitsvorschriften für aus dem 
ELER geförderte Vorhaben gelten die Bestimmungen der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
2022/129.
Bei öffentlichen Begünstigten sind die Bestimmungen über die öffentliche Auftragsvergabe 
einzuhalten.

12 Bandbreite von Förderungen auf Ebene des Beitragsempfängers
Der Fördersatz beträgt 80 % - 100% für öffentliche Träger
und maximal 80 % für private Träger.

 12.1 Form und Prozentsatz der Unterstützung/Beträge/Berechnungsmethoden
Form der Beihilfe

  Zuschuss

  Finanzinstrument
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Art der Zahlungen

  Erstattung der einem Begünstigten tatsächlich entstandenen förderfähigen Kosten

  Einheitskosten

  Pauschalbeträge

  Festzinsfinanzierung

 12.2 Form und Prozentsatz der Unterstützung/Beträge/Berechnungsmethoden
Der Nationale Strategieplan (PSP) regelt in Abschnitt 4.7.3, Absatz 2, die Summierung von Bei-
trägen und die Doppelfinanzierung.

13 Finanzplan

Aktion
Gesamt- 
kosten  

(€)

Beitrags- 
satz  
(%)

Öffent-
liche 

Ausgabe  
(€)

%  
EU

Quote 
EU €

%
Nationa-
le Quote

Nationa-
le Quote  

€

%
Privat

Private 
Quote 

€

SRD07 930.000 100 930.000 40,70 378.510 59,30 551.490 0 0

14 Auszahlung von Vorschüssen
Die Zahlung von Vorschüssen an die Begünstigten durch die Landeszahlstelle/Amt für Berg-
wirtschaft in Höhe von bis zu 50 % des für einzelne Vorhaben gewährten Beitrags ist unter den 
in Abschnitt 4.7.3 Absatz 3 des GAP-Strategieplan festgelegten Bedingungen zulässig:
• Die Auszahlung eines Vorschusses an private Begünstigte setzt voraus, dass diese eine 

angemessene Bürgschaft in Höhe von 100 % des Vorschusses selbst vorlegen, die von be-
fugten Parteien geleistet wird und die die direkte Vollstreckung dieses Betrags ermöglicht, 
wenn der Anspruch auf den Vorschuss nicht anerkannt wird.

• Bei öffentlichen Begünstigten hingegen ist die Auszahlung davon abhängig, dass sie eine 
Erklärung des Schatzamtsdiensts vorlegen, mit der Verpflichtung, den durch die Bürgschaft 
gedeckten Betrag zu zahlen, wenn der Anspruch auf den Vorschuss nicht anerkannt wird.

15 Einhaltung der WTO-Bestimmungen
Green Box
Anhang 2, Punkt 11, des WTO-Abkommens
Erläuterung, inwieweit die Maßnahme den einschlägigen Bestimmungen von Anhang 2 des 
WTO-Abkommens über die Landwirtschaft gemäß Artikel 10 und Anhang II dieser Verordnung 
(Green Box) entspricht: entfällt
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16 Zuständige Landesämter

Für die Prüfung des Beihilfeantrags  
zuständiges Landesamt

Für das Auszahlungsansuchen  
zuständiges Landesamt

31.6 Amt für EU-Strukturfonds in der  
Landwirtschaft – Unteraktion a, b, e

Landeszahlstelle der Autonomen Provinz 
Bozen - Südtirol

32.2 Amt für Bergwirtschaft –  
Unteraktion c, d

32.2 Amt für Bergwirtschaft

LEADER-Aktion SRD09 – Nicht produktive Investitionen in ländlichen Gebieten

Code Aktion-Leader SRD09

Titel der Aktion Nicht produktive Investitionen in ländlichen Gebieten

Art der Aktion
INVEST(73-74) - Investitionen, einschließlich Investitionen in Be-
wässerung

Themenbereiche
5. Lokale soziokulturelle und touristisch-freizeitliche Angebots-
systeme 
6. Lokale, handwerkliche und verarbeitende Produktionssysteme

Output-Indikator
O.22. Anzahl unterstützter Infrastrukturinvestitions- vorhaben 
oder -einheiten

Charakter der Aktion Spezifische Aktion

1 Territorialer Anwendungsbereich
Die Aktion kann im gesamten LEADER-Gebiet der Sarntaler Alpen umgesetzt werden.

2 Zugehörige spezifische Ziele, Querschnittsziel und relevante sektorale Ziele

Code + Beschreibung des GAP-SPEZIFISCHEN ZIELS

SO8 Förderung von Beschäftigung, Wachstum, sozialer Inklusion sowie der lokalen Entwick-
lung in ländlichen Gebieten, einschließlich Biowirtschaft und nachhaltige Forstwirtschaft.
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3 Anforderungen der lokalen Entwicklungsstrategie, auf die die Aktion abzielt

Code Beschreibung
Priorität in 

der LES
In der LES  

berücksichtigt

BE1
Förderung des Potentials im Tourismus zur 
Steigerung der Wertschöpfung.

Qualifiziert Ja

BE2
Erhöhung der regionalvernetzten sozialen 
Angebote für Menschen in unterschiedlichen 
Lebensphasen und Lebensformen.

Qualifiziert Ja

BE3
Verbesserung von bedarfsorientierten, klimaf-
reundlichen und gemeindeübergreifenden 
Mobilitätsangebote.

Qualifiziert Ja

BE4
Verbesserung der sozioökonomischen Infra-
strukturen im ländlichen Gebiet auch durch 
den Erhalt und die Sanierung von Almen.

Qualifiziert Ja

BE5
Verbesserung der Attraktivität und Frequenz 
der Dorfkerne im ländlichen Gebiet.

Qualifiziert Ja

BE6
Verbesserung der Motivationsangebote in der Na-
herholung für Familien, Kinder und Jugendliche.

Qualifiziert Ja

BE7
Unterstützung des Erhalts und der Wiederbe-
lebung der Kulturlandschaften und Kulturgü-
ter im ländlichen Raum.

Qualifiziert Ja

4 Ergebnisindikator

Code + Beschreibung der ERGEBNISINDIKATOREN

R.41 Vernetzung des ländlichen Raums in Europa: Anteil der ländlichen Bevölkerung, der  
aufgrund der GAP-Unterstützung besseren Zugang zu Dienstleistungen und Infrastruktur hat

5 Zielsetzung und allgemeine Beschreibung der Aktion

 5.1 Beschreibung der Aktion
Im Rahmen der Aktion werden Investitionen zur Förderung der sozioökonomischen Entwick-
lung ländlicher Gebiete durch die Stärkung der Grundversorgung der Bevölkerung in ländli-
chen Gebieten und die Erhaltung der biologischen Vielfalt sowie die Bewahrung traditioneller 
Tätigkeiten und der ländlichen Architektur und der entsprechenden Freiflächen unterstützt.
Die Aktion zielt auch darauf ab, die ländliche Besiedlung und das menschliche Erbe durch In-
vestitionen zur Restaurierung von Gebäuden und architektonischen Komplexen und Elemen-
ten sowie der entsprechenden Freiflächen aufzuwerten und so insgesamt zur Verbesserung 
der Lebensqualität und des Wohlbefindens der Bevölkerung, der Beschäftigungs- und Einkom-
menssituation in ländlichen Gebieten und zur Bekämpfung der Entvölkerung von Randgebie-
ten beizutragen.
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In diesem Zusammenhang sind die Arten von Investitionen in die Infrastruktur, die von LEA-
DER unterstützt werden können, in den folgenden Unteraktionen aufgeführt:
• Unteraktion a): Unterstützung von Investitionen zur Einführung, Verbesserung oder Aus-

weitung von Basisdienstleistungen auf lokaler Ebene für die ländliche Bevölkerung, 
einschließlich Sozial- und Gesundheitsdiensten, kulturellen Aktivitäten und der damit 
verbundenen Infrastruktur;

• Unteraktion b): Verbesserung der Almen durch den Bau, die Renovierung und/oder die 
Erweiterung von Almgebäuden und anderen Arten von ländlichen Gebäuden und Artefak-
ten von öffentlichem Interesse und Nutzen;

• Unteraktion c): Aufwertung des ländlichen Siedlungs- und Kulturerbes durch die Wie-
derherstellung von bedeutenden und wertvollen Ensemblen, Gebäuden und architektoni-
schen Elementen sowie des kleinen architektonischen Erbes, das die ländliche Landschaft 
prägt;

• Unteraktion d): Sanierung und Aufwertung jüngerer Gebäude im ländlichen Raum 
oder ungenutzter, gefährdeter oder stillgelegter Flächen durch Wiedergewinnung, Wie-
derverwendung und Wiederverwertung für nichtproduktive Zwecke;

• Unteraktion e): Verbesserung, Sanierung, Refunktionalisierung von landschaftsprä-
genden ländlichen Gebieten, sowie von gefährdeten und kritischen Flächen auch in 
Stadt-Land-Übergangsräumen.

Die von diesem Aktionsblatt abgedeckten Investitionen beziehen sich auf kleine Infrastruktu-
ren, d. h. Infrastrukturen, bei denen die Gesamtinvestition des Projekts die finanzielle Schwelle 
von 5.000.000 € nicht überschreitet. Übersteigen die Investitionen den finanziellen Schwellen-
wert von 5.000.000 €, wird die Infrastruktur als groß angelegt definiert.

 5.2 Verknüpfung mit anderen Aktionen
Die geförderten Investitionen sind synergetisch mit anderen Investitionsmaßnahmen für 
(landwirtschaftliche und nichtlandwirtschaftliche) Unternehmen in ländlichen Gebieten 
(SRD03, SRE04) sowie mit anderen Maßnahmen mit positiven Auswirkungen auf die ländliche 
Bevölkerung (SRD07, SRD14) verknüpft, und zwar sowohl im Hinblick auf die allgemeine Ver-
besserung der Ausstattung mit grundlegenden Dienstleistungen in diesen Gebieten als auch 
auf die Verringerung der infrastrukturellen Kluft zwischen ländlichen und städtischen Gebie-
ten im Hinblick auf eine insgesamt gerechtere Entwicklung der gesamten Gesellschaft.

6 Kriterien für die Förderfähigkeit der Begünstigten
Öffentliche Einrichtungen
• Autonome Provinz Bozen - Südtirol und ihre Abteilungen/Amtsstellen
• Gebietskörperschaften (Gemeinden, Bezirksgemeinschaften)
• Verwaltungen des öffentlichen Vermögens

oder private
• Vereine
• Verbände
• Genossenschaften/Sozialgenossenschaften
• Gesellschaften
• andere juristische Personen, sofern sie in individueller oder assoziierter Form im öffentli-

chen Interesse, mit Sitz und/oder Tätigkeit im Leader-Gebiet sind.
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7 Zulässige Kosten
• Unteraktion a): Unterstützung von Investitionen zur Einführung, Verbesserung oder Aus-

weitung von Basisdienstleistungen auf lokaler Ebene für die ländliche Bevölkerung, 
einschließlich sozialer und gesundheitlicher Dienstleistungen, kultureller Aktivitäten und 
entsprechender Infrastruktur:

 − bauliche Maßnahmen, Einrichtung und Ausstattungen für den Bau und/oder die  
 Anpassung von gemeinnützigen Strukturen für kulturelle Aktivitäten, einschließlich  
 Theatern, Museen, Ökomuseen, Gemeinschaftszentren, CoWorkingSpaces, Kinos,  
 Clubs, botanischen Gärten, einschließlich Investitionen für die technologische  
 Innovation von Dienstleistungen durch Informations- und Kommunikations- 
 technologien (IKT);

 − bauliche Maßnahmen, Einrichtung und Ausstattungen für den Bau und/oder die  
 Anpassung von Infrastrukturen, die der Kultur und der Ausbildung sowie anderen  
 grundlegenden Dienstleistungen (z. B. kommunale Zentren für soziale Aktivitäten  
 usw.) gewidmet sind, einschließlich Investitionen für die technologische Innovation  
 von Dienstleistungen durch Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT);

 − bauliche Maßnahmen, Einrichtung und Ausstattungen für den Bau und/oder die  
 Renovierung von Zentren für Sozial und Pflegedienstleistungen, einschließlich  
 Investitionen in die technologische Innovation von Dienstleistungen durch  
 Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT);

 − bauliche Maßnahmen, Einrichtung und Ausstattungen sowie Investitionen in  
 Dienstleistungen und Einrichtungen zur Unterstützung innovativer und  
 ressourcenschonender Mobilitätsformen (z. B. Radfahren oder öffentliche  
 Verkehrsmittel, ausgenommen die Anschaffung der entsprechenden Fahrzeuge)  
 einschließlich Investitionen in die technologische Innovation von Dienstleistungen  
 durch Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT).

• Unteraktion b): Verbesserung von Almen durch den Bau, die Renovierung und/oder die 
Erweiterung von Almgebäuden und anderen Arten von ländlichen Gebäuden und Gegen-
ständen: 

 − bauliche Maßnahmen, Einrichtung und Ausstattungen für die Einrichtung,  
 Renovierung, Verbesserung und Wiederherstellung von Infrastrukturen von  
 öffentlichem Interesse und Nutzen, die für die touristische Nutzung und Erholung von  
 Bedeutung sind.

• Unteraktion c): Aufwertung des ländlichen Siedlungs- und Kulturerbes durch die Wie-
derherstellung von bedeutenden und wertvollen Ensemblen, Gebäuden und architektoni-
schen Elementen sowie des kleinen architektonischen Erbes, das die ländliche Landschaft 
prägt. 
Materielle Investitionen im öffentlichen Interesse im Zusammenhang mit der außeror-
dentlichen Erhaltung, Restaurierung und Aufwertung von kulturellen, künstlerischen und 
historischen Gütern. Die förderfähigen Objekte müssen über eine von der zuständigen 
Stelle oder Gemeinde ausgestellte Bescheinigung verfügen, die ihren historischen, kultu-
rellen oder landschaftlichen Wert bestätigt:

 − bauliche Maßnahmen, Einrichtung und Ausstattungen für die Renovierung, Sanierung  
 und Neugestaltung von historischen Kulturgütern oder Kunstschätzen, einschließlich  
 Investitionen für die technologische Innovation von Stätten durch Informations- und  
 Kommunikationstechnologien (IKT).
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• Unteraktion d): Sanierung und Aufwertung jüngerer Gebäude im ländlichen Raum 
oder ungenutzter, gefährdeter oder stillgelegter Flächen durch Wiedergewinnung, Wie-
derverwendung und Wiederverwertung für nichtproduktive Zwecke:

 − bauliche Maßnahmen, Einrichtung und Ausstattungen für die Renovierung und  
 Sanierung historischer Dorfkerne durch die Durchführung von Maßnahmen, die das  
 Dorfbild prägen;

 − bauliche Maßnahmen, Einrichtung und Ausstattungen für den Bau, die Renovierung  
 und Sanierung von öffentlichen Gärten/Plätzen in Gemeinden und ländlichen Gebieten;

 − bauliche Maßnahmen, Einrichtung und Ausstattungen zur Verbesserung der  
 Verkehrssituation innerhalb bebauter Ortskerne (durch den Bau von Straßen,  
 Gehwegen, Parkplätzen usw.) durch die Beseitigung architektonischer Barrieren und  
 die vorrangige Berücksichtigung der schwächsten Verkehrsteilnehmer (Fußgänger und  
 Radfahrer, Menschen mit Behinderung, ältere Menschen und Kinder usw.),  
 einschließlich Investitionen in die technologische Innovation von Standorten durch  
 Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT).

• Unteraktion e): Verbesserung, Sanierung, Refunktionalisierung von landschaftsprä-
genden ländlichen Gebieten, sowie von beeinträchtigten und kritischen Flächen auch in 
Stadt-Land-Übergangsräumen. 
Materielle und immaterielle Investitionen im öffentlichen Interesse im Zusammenhang mit 
der außerordentlichen Erhaltung, Wiederherstellung und Sanierung der ländlichen Land-
schaft:

 − außerordentliche Instandhaltungsarbeiten, Restaurierung und Sanierung von  
 historischen Kulturlandschaften;

 − Arbeiten zur Erhaltung, Wiederherstellung und Sanierung des natürlichen Erbes von 
 Landschaften und Gebieten mit hohem Naturwert.

Die genannten Unteraktionen sind im Sinne eines integrierten Projektansatzes auch unter-
einander kombinierbar, sofern dies für die Zielerreichung des Projektes sinnvoll ist, für die 
kombinierten Unteraktionen dasselbe Landesamt zuständig ist und der Aufruf zur Einreichung 
von Projektvorschlägen nichts anderes vorsieht.
Hinsichtlich der Förderfähigkeit der Ausgaben gelten die Bestimmungen der Abschnitte 4.7.1. 
und 4.7.3, Absatz 1 des PSP und Kapitel 7 des CSR der Autonomen Provinz Bozen.
Als förderfähig gelten jene Kosten, die bei der Durchführung der oben genannten Investitio-
nen für Basisdienstleistungen und andere Infrastrukturen und Anlagen im öffentlichen Inter-
esse anfallen:
• Kosten in direktem Zusammenhang mit:
• Bauliche Maßnahmen für die Realisierung der geplanten Arbeiten und Gebäude und 

Anlagen/Einrichtungen, einschließlich Investitionen für die technologische Innovation von 
Standorten/Diensten und Einrichtungen durch Informations- und Kommunikationstechno-
logien (IKT);

• zugehörige Implementierungs-, Installations-, Support- und Entwicklungskosten für die 
ordnungsgemäße Einführung der Basisdienste und Inbetriebnahme der zugehörigen Inf-
rastruktur (hinzu kommen die zu erwartenden Kosten für die Vergütung von Freiberuflern 
und Beratern, die eng mit dem Projekt und den Diensten verbunden sind);

• im konkreten Fall der Schaffung einer Infrastruktur:
 − Sicherheitskosten gemäß Gesetzesverordnung 81/08;
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 − Unvorhergesehene Kosten (wenn sie in der Kostenschätzung des Ausführungsprojekts  
 enthalten sind) bis zu einer Höhe von 3 % der zulässigen Arbeiten sind bei Bauarbeiten  
 förderfähig. Unvorhergesehene Mehrkosten sind beim Kauf von Maschinen und  
 Ausrüstungen nicht förderfähig;

Zusätzlich zu den Bestimmungen in Abschnitt 4.7.1 " Nicht förderfähige Investitionen" des PSP 
2023-2027 sind folgende Maßnahmen nicht förderfähig:
• Investitionen, die keinen Zugang und/oder keine Nutzung durch die Öffentlichkeit ermöglichen;
• Investitionen in Form von Leasing;
• Sacheinlagen;
• ordentliche Instandhaltungskosten;
• allgemeine Kosten/technische Kosten im Zusammenhang mit den Ausführungsprojekten 

(Planung, Bauleitung, geologisches Gutachten, Sicherheits- und Koordinationsplan, Statik, 
Bauabrechnung und -prüfung für Bauwerke und Infrastrukturen)

8 Bedingungen für die Zulässigkeit von Projektvorschlägen
Die im Rahmen dieser Aktion geförderten Investitionen müssen, sofern vorhanden, mit den 
Entwicklungsplänen der Gemeinden und Dörfer im ländlichen Raum und/oder den lokalen 
Entwicklungsstrategien in Einklang stehen. In diesem Fall müssen die geplanten Investitionen 
nicht notwendigerweise in den genannten Gemeindeentwicklungsplänen vorgesehen sein, es 
obliegt jedoch der zuständigen Verwaltung, durch einen entsprechenden Beschluss/eine ent-
sprechende Bescheinigung zu bestätigen, dass die Maßnahme nicht im Widerspruch zu den 
genannten Plänen steht.
Grundsätzlich sind Projekte förderfähig, die folgende Bedingungen erfüllen:
• im Falle privater Begünstigter müssen sie von der zuständigen öffentlichen Verwaltung 

(durch schriftliche Erklärung oder Beschluss) als Arbeiten von öffentlichem Interesse und 
zur öffentlichen Nutzung anerkannt sein;

• im Falle von Bauarbeiten muss dem Antrag das Ausführungsprojekt der durchzuführen-
den Arbeiten beigefügt werden, das durch einen Beschluss des Ausschusses/Gemeinde-
rats oder des zuständigen Gremiums des Antragstellers genehmigt wurde;

• um eine zügige Durchführung der Investitionen zu gewährleisten, müssen die Antragsteller 
zum Zeitpunkt der Vorlage des Projektantrages bei der LAG, Eigentümer der von den Inves-
titionen betroffenen Flächen und/oder Infrastrukturen sein oder über diese verfügen. 

 − Förderfähig sind Investitionen, die die im entsprechenden Abschnitt der LES genannten 
spezifischen Ziele verfolgen

 − Die Aktivitäten müssen mit der Regionalpolitik und den entsprechenden Instrumenten 
und Plänen in Einklang stehen

 − Um einen übermäßigen Verwaltungsaufwand bei der Verwaltung der Verfahren zur Ge-
währung von Beihilfen zu vermeiden und gegebenenfalls ein höheres Maß an wirtschaft-
licher Nachhaltigkeit der Investitionen zu gewährleisten, sind Vorhaben nicht förderfähig, 
bei denen die Gesamtinvestitionsausgaben des Vorhabens einen  
– Mindestbetrag von 200.000 € nicht unterschreiten.

Die Unteraktionen sind im Sinne eines integrierten Projektansatzes untereinander kombinier-
bar, sofern dies für die Zielerreichung des Projektes sinnvoll ist, für die kombinierten Unterak-
tionen dasselbe Landesamt zuständig ist und der Aufruf zur Einreichung von Projektvorschlä-
gen nichts anderes vorsieht.
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Die Förderung bezieht sich auf Investitionen in Infrastrukturen zur sozioökonomischen Ent-
wicklung des ländlichen Raums, die sich hauptsächlich an die lokale Bevölkerung als Zielgrup-
pe richten, sowie auf Infrastrukturen und Einrichtungen, die ausschließlich im LEADER-Gebiet 
realisiert werden.

 − Um einer angemessenen Anzahl von Personen den Zugang zur Förderung zu ermöglichen, 
dürfen die Gesamtausgaben für jedes Projekt den – Höchstbetrag von 800.000 € nicht 
überschreiten.

Um den Anreizeffekt des öffentlichen Beitrags zu gewährleisten, sind nur solche Vorhaben 
förderfähig, für die der Begünstigte mit den Arbeiten oder Tätigkeiten erst nach Einreichung 
des Förderantrags bei der zuständigen Landesbehörde begonnen hat.

9 Grundsätze für die Projektauswahl
Die Aktion sieht die Anwendung von Kriterien für die Auswahl von Vorhaben gemäß Artikel 79 
der SPR-Verordnung vor. Diese Kriterien werden von der LAG für ihren Zuständigkeitsbereich 
festgelegt.
Die Auswahlkriterien sind so definiert, dass die Gleichbehandlung der Antragsteller, eine bes-
sere Nutzung der Finanzmittel und die Ausrichtung der Unterstützung auf die Ziele der Aktion 
gewährleistet sind.

Die Bewertung der Projekte wird von der LAG (dem Projektauswahlgremium) auf der Grundla-
ge eines transparenten Auswahlverfahrens vorgenommen. Die Auswahl erfolgt auf der Grund-
lage der in dieser Lokalen Entwicklungsstrategie 2023-2027 festgelegten Auswahlkriterien. 
Die LAG sieht kontrollierbare und quantifizierbare Auswahlkriterien vor, die eine Auswahl von 
Projekten und deren Begünstigten ermöglichen. Grundlage für die Auswahl ist eine Punktzahl, 
die eine Mindestpunktzahl vorgibt, unterhalb derer ein Projektantrag nicht ausgewählt wer-
den kann.
Die bei der LAG eingereichten Projektvorschläge werden von der LAG einem Auswahlverfah-
ren unterzogen, das auf den folgenden Grundsätzen beruht:
• Innovationscharakter des Projekts (neue Nutzung einer bestehenden Einrichtung, Schaf-

fung einer neuen Einrichtung oder Dienstleistung)
• Ausdehnung des betroffenen Gebiets oder der Gruppe, die vom Projekt profitiert (im Sin-

ne der übergemeindlichen Wirkung des Projekts)
• Sozialer und inklusiver Charakter (z. B. Projekt zugunsten von Familien, jungen Menschen usw.).
• Positive Auswirkungen (ökologischer Fußabdruck und Erhaltung der biologischen Vielfalt)
• Prioritäten im Zusammenhang mit der territorialen Dimension der Investition mit beson-

derem Augenmerk auf die Beteiligung der Bevölkerung an der Entwicklung des Projekts, 
Formen der integrierten Gestaltung und wer potenziell davon profitieren wird, sowie in 
Bezug auf den Grad der Nachhaltigkeit der Investition

Die Einzelheiten zu den Auswahlkriterien finden sich in Kapitel 7 dieser Lokalen Entwicklungs-
strategie.
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10 Informationen betreffend die Bewertung als Staatsbeihilfen
Die Maßnahme fällt nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 42 AEUV und unterliegt einer 
beihilferechtlichen Prüfung:

  Ja     Nein    Gemischt

Darstellung der unterstützenden Tätigkeiten, die nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 
42 AEUV fallen: Kann Tätigkeiten und Vorgänge außerhalb des Agrarsektors umfassen, deren 
Endprodukt ein Erzeugnis ist, das nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 42 AEUV fällt.

Art des für die Genehmigung zu verwendenden Instruments für staatliche Beihilfen:

  Notifizierung 

  Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung 

  Gruppenfreistellungsverordnung für die Landwirtschaft 

  Mindestbetrag - De Minimis Verordnung 1407/2013

11 Verpflichtungen
Der Begünstigte eines Investitionsvorhabens verpflichtet sich:
• Durchführung des Vorhabens gemäß den von der Verwaltungsbehörde festgelegten 

Durchführungsbestimmungen, unbeschadet der von dieser Behörde festgelegten Varian-
ten und/oder Ausnahmeregelungen;

• die Stabilität des geförderten Investitionsvorhabens während eines Mindestzeitraums und 
unter den folgenden Bedingungen zu gewährleisten: 
Unbeschadet von Fällen höherer Gewalt muss die Stabilität der geförderten Investition 
gewährleistet sein: Die Begünstigten von Beihilfen im Rahmen dieser Aktion müssen sich 
verpflichten, den Finanzierungsgegenstand während eines Zeitraums von mindestens 10 
Jahren ab dem Zeitpunkt der Abschlusszahlung der Beihilfen für Bauinvestitionen nicht 
zweckentfremdet zu verwenden; bei der Finanzierung von Ausrüstungen gilt die Verpflich-
tung, den Finanzierungsgegenstand nicht zweckentfremdet zu verwenden, für 5 Jahre.

 11.1 Sonstige Verpflichtungen
Für die Einhaltung der Informations-, Publizitäts- und Sichtbarkeitsvorschriften für aus dem 
ELER geförderte Vorhaben gelten die Bestimmungen der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
2022/129.
Bei öffentlichen Begünstigten sind die Bestimmungen über die öffentliche Auftragsvergabe 
einzuhalten.
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12 Bandbreite von Förderungen auf Ebene des Beitragsempfängers
Der Fördersatz beträgt 80 % - 100% für öffentliche Träger
und maximal 80 % für private Träger.

 12.1 Form und Prozentsatz der Unterstützung/Beträge/Berechnungsmethoden
Form der Beihilfe

  Zuschuss

  Finanzinstrument

Art der Zahlungen

  Erstattung der einem Begünstigten tatsächlich entstandenen förderfähigen Kosten

  Einheitskosten

  Pauschalbeträge

  Festzinsfinanzierung

 12.2 Kumulierbarkeit der Beihilfen und Doppelfinanzierung
Im Hinblick auf die Kumulierbarkeit von Beiträgen und die Doppelfinanzierung werden die 
Regeln gemäß GAP-Strategieplan (PSP), Abschnitt 4.7.3, Absatz 2 angewandt.

 13 Finanzplan

Aktion
Gesamt- 
kosten  

(€)

Beitrags- 
satz  
(%)

Öffent-
liche 

Ausgabe  
(€)

%  
EU

Quote 
EU €

%
Nationa-
le Quote

Nationa-
le Quote  

€

%
Privat

Private 
Quote 

€

SRD09 1.000.000 100 1.000.000 40,70 407.000 59,30 593.000 0 0

14 Auszahlung von Vorschüssen
Die Zahlung von Vorschüssen an die Begünstigten durch die Landeszahlstelle/das Amt für 
Bergwirtschaft in Höhe von bis zu 50 % des für einzelne Vorhaben gewährten Beitrags ist un-
ter den in Abschnitt 4.7.3 Absatz 3 des GAP-Strategieplan festgelegten Bedingungen zulässig:
• Die Auszahlung eines Vorschusses an private Begünstigte setzt voraus, dass diese eine 

angemessene Bürgschaft in Höhe von 100 % des Vorschusses selbst vorlegen, die von be-
fugten Parteien geleistet wird und die die direkte Vollstreckung dieses Betrags ermöglicht, 
wenn der Anspruch auf den Vorschuss nicht anerkannt wird.

• Bei öffentlichen Begünstigten hingegen ist die Auszahlung davon abhängig, dass sie eine 
Erklärung des Schatzamtsdiensts vorlegen, mit der Verpflichtung, den durch die Bürg-
schaft gedeckten Betrag zu zahlen, wenn der Anspruch auf den Vorschuss nicht anerkannt 
wird.
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15 Einhaltung der WTO-Bestimmungen
Green Box
Anhang 2, Punkt 11, des WTO-Abkommens
Erläuterung, inwieweit die Maßnahme den einschlägigen Bestimmungen von Anhang 2 des 
WTO-Abkommens über die Landwirtschaft gemäß Artikel 10 und Anhang II dieser Verordnung 
(Green Box) entspricht: entfällt

16 Zuständige Landesämter

Für die Prüfung des Beihilfeantrags zu-
ständiges Landesamt

Für das Auszahlungsansuchen  
zuständiges Landesamt

31.6 Amt für EU-Strukturfonds in der Land-
wirtschaft – Unteraktion: a, c, d, e

Landeszahlstelle der Autonomen Provinz 
Bozen - Südtirol

32.2 Amt für Bergwirtschaft - Unteraktion: b 32.2 Amt für Bergwirtschaft

LEADER-Aktion SRG07 -  
Zusammenarbeit für die lokale ländliche Entwicklung und intelligente Dörfer

Code Leader-Aktion SRG07

Name Aktion
Zusammenarbeit für die lokale ländliche Entwicklung und intelli-
gente Dörfer

Art der Aktion COOP (77) - Kooperation

Themenbereiche
5. Lokale soziokulturelle und touristisch-freizeitliche  
Angebotssysteme 
6. Lokale, handwerkliche und verarbeitende Produktionssysteme

Output-Indikator
O.32 Anzahl unterstützter anderer Vorhaben oder Einheiten der 
Zusammenarbeit (ausgenommen unter O.1 gemeldete EIP)

Charakter der Aktion Spezifische Aktion

1 Territorialer Anwendungsbereich
Die Aktion kann im gesamten LEADER-Gebiet Sarntaler Alpen umgesetzt werden.

2 Zugehörige spezifische Ziele, Querschnittsziel und relevante sektorale Ziele

Code + Beschreibung des GAP-SPEZIFISCHEN ZIELS

SO8 Förderung von Beschäftigung, Wachstum, sozialer Inklusion sowie der lokalen Entwick-
lung in ländlichen Gebieten, einschließlich Biowirtschaft und nachhaltige Forstwirtschaft.
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3 Anforderung(en) der lokalen Entwicklungsstrategie, auf die die Aktion abzielt

Code Beschreibung
Priorität in 

der LES
In der LES  

berücksichtigt

BE1
Förderung des Potentials im Tourismus zur 
Steigerung der Wertschöpfung.

Qualifiziert Ja

BE2
Erhöhung der regionalvernetzten sozialen 
Angebote für Menschen in unterschiedlichen 
Lebensphasen und Lebensformen.

Qualifiziert Ja

BE3
Verbesserung von bedarfsorientierten, klimaf-
reundlichen und gemeindeübergreifenden 
Mobilitätsangebote.

Qualifiziert Ja

BE8
Förderung in der Aufrechterhaltung von Biodi-
versität und Ökosystemen.

Qualifiziert Ja

BE9
In der Region braucht es mehr Bewusstseins-
bildung zu den Nachhaltigkeitszielen und ver-
netzte regionale Infinitiven zum Klimawandel.

Ergänzend Ja

BE10
Es bedarf einer starken, regionalen Identität 
und einer bewussten Bewahrung von regiona-
lem Wissen und kulturellem Erbe.

Ergänzend Ja

4 Ergebnisindikator

Code + Beschreibung der ERGEBNISINDIKATOREN

R.40 Intelligente Umstellung der ländlichen Wirtschaft: Anzahl unterstützter Strategien für 
intelligente Dörfer

5 Zielsetzung und allgemeine Beschreibung der Aktion

 5.1 Beschreibung der Zielsetzung
Die Aktion unterstützt die Ausarbeitung und Umsetzung integrierter Projekte, Strategien 
für intelligente Dörfer, die als Kooperationsprojekte verstanden werden, die in einem oder 
mehreren Vorhaben artikuliert sind, von Gruppen öffentlicher und/oder privater Begünstig-
ter geteilt werden und sich auf bestimmte Sektoren/Themenbereiche beziehen, um im LEA-
DER-Gebiet den Einsatz innovativer Lösungen zu fördern, wobei auch mögliche Lösungen, die 
von digitalen Technologien und land- und forstwirtschaftlicher Multifunktionalität angeboten 
werden, umgesetzt werden, die in der Lage sind: positive wirtschaftliche, soziale und ökologi-
sche Auswirkungen zu erzeugen; Phänomenen der Abwanderung und Verlassen der Dörfer 
entgegenzuwirken; Beziehungen und Austausch zwischen ländlichen und/oder städtischen 
Gebieten zu stärken.
Des Weiteren können auch andere Formen der Kooperation zwischen Partnern aus dem LEA-
DER-Gebiet unterstützt werden.
Insbesondere in den bedürftigsten Gebieten mit begrenzter Größe (Gemeinden/Zusammen-
schlüsse von Gemeinden) ist die Aktion geeignet, die Aktivierung von Gemeinschaften von 
Akteuren zu unterstützen, um Folgendes zu fördern: innovative Ansätze (organisatorisch, pro-
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zess- bzw. produktbezogen, sozial); die Schaffung von Größenvorteilen; die Entwicklung einer 
Kreislaufwirtschaft und einer integrativen Wirtschaft in verschiedenen Sektoren (Produktion, 
Tourismus, Umwelt, soziokulturell); die Verbesserung der Lebensqualität auf lokaler Ebene 
und die Verbesserung der Dienstleistungen für die Bevölkerung.
Diese Aktion kann die auf territorialer Ebene durch andere GAP-Interventionen und andere 
aus EU-Mitteln geförderte Programme sowie andere nationale/regionale Rechtsinstrumente 
(z. B. Lebensmittelgemeinschaften und Lebensmittelbezirke, Tourismus- und Produktionsge-
meinschaften in ihren verschiedenen Ausprägungen) geförderten Maßnahmen nutzen und 
gleichzeitig verstärken, ergänzen und konsolidieren. Daher sollten die Kooperationsstrategi-
en/-projekte auch die anderen Politiken berücksichtigen, die im Zuständigkeitsbereich aktiv 
sind, um Komplementaritäten und Synergien mit ihnen zu fördern, um die Wirkung der vor-
geschlagenen Interventionen zu maximieren. Für diesen Fall werden die zuständigen Verwal-
tungsbehörden gegebenenfalls Verfahren festlegen, um die Abgrenzung und Komplementari-
tät der zu unterstützenden Maßnahmen zu gewährleisten. 
Die Aktion unterstützt insbesondere die Vorbereitung und Durchführung von Kooperations-
strategien/-projekten in einem oder mehreren der unten beschriebenen Bereiche.
• Zusammenarbeit für Lebensmittelsysteme, Versorgungsketten und lokale Märkte -
Ziele: Verbesserung der lokalen Produktionsketten (Land- und Forstwirtschaft usw.); gemein-
same Arbeitsprozesse zu organisieren und Anlagen und Ressourcen gemeinsam zu nutzen; 
Stärkung der lokalen Märkte (solidarisch unterstützte Landwirtschaft, Erzeuger-Verbrau-
cher-Netzwerke, Verbände und Vereinbarungen mit Vertriebs-ketten/Restaurants/Bauern-
märkten usw.); die Prozesse der Kreislaufwirtschaft und die Abfallvermeidung zu verbessern; 
Förderung des bewussten Konsums und der Ernährungssicherheit; Förderung des Direktver-
kaufs; Förderung von Forstvereinbarungen und lokalen Wald-Holz-Lieferketten, die Waldbesit-
zer und -bewirtschafter sowie holzverarbeitende Unternehmen einschließen können, um die 
lokalen Märkte zu stärken; Förderung des Aufbaus lokaler Lieferketten für die Bewirtschaftung 
von land- und land- und forstwirtschaftlicher Biomasse sowie der möglichen Behandlung und 
Nutzung von Biomasse für Energiezwecke und für die Entwicklung der Bioökonomie
• Zusammenarbeit im ländichen Tourismus –
Ziel: Schaffung und/oder Organisation von Tourismusfunktionen in ländlichen Gebieten 
(Routen/Radwege; Regenerierung von Räumen, Landschaftsschutz, neue Mobilitätssysteme 
usw.); Verbesserung der ökologischen Nachhaltigkeit des Tourismusangebots (Abfallmanage-
ment, Abfallverringerung, Einführung von Öko-Bautechnologien, Aufwertung der natürlichen 
Ressourcen und der Landschaft; nachhaltige Mobilität usw.); Verbesserung der Zugänglichkeit 
(Einrichtungen und Dienstleistungen für Menschen mit besonderen Bedürfnissen usw.); Ver-
besserung der Marktpositionierung (Zertifizierungen, Vermarktungspläne, integrierte Systeme 
usw.); Verbesserung der Verbindungen mit land- und forstwirtschaftlichen Ressourcen (Zerti-
fizierung des ländlichen Raums, Absatzförderungspläne, integrierte Systeme usw.); Verbesse-
rung der Zugänglichkeit (Einrichtungen und Dienstleistungen für Menschen mit besonderen 
Bedürfnissen usw.); Verbesserung der Marktpositionierung (Zertifizierungen, Vermarktungs-
pläne, integrierte Systeme usw.); stärkere Verknüpfung mit den land- und forstwirtschaftlichen 
Ressourcen (Netze multifunktionaler land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, Valorisierung 
öffentlicher und/oder privater forstwirtschaftlicher Vermögenswerte usw.); Sensibilisierung 
der Nutzer (Kampagnen und Informationen über nachhaltige Nutzung usw.).
• Zusammenarbeit für die soziale und wirtschaftliche Eingliederung –
Ziel: Schaffung/Verbesserung von Dienstleistungen und Aktivitäten für die lokale Bevölkerung 
und Zielgruppen mit besonderen Bedürfnissen (Kultur, Bildung und Freizeit, Soziales, Wohl-
fahrt auch durch soziale Landwirtschaft zugunsten benachteiligter Personen usw.) und für die 
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Eingliederung in den Arbeitsmarkt (Dienstleistungen für Unternehmen, Vermittlungs-, Orien-
tierungs- und Informationsaktivitäten; Wege zur Beschäftigung in Unternehmen oder unter-
nehmerischen Aktivitäten, soziale Landwirtschaft, Bildungsaktivitäten und Sensibilisierungs-
maßnahmen; Wiederherstellung von Räumen für Coworking, kollektive Workshops, Mobilität 
usw.).
• Zusammenarbeit für ökologische Nachhaltigkeit –
Zielsetzung: Förderung von Zusammenschlüssen zwischen landwirtschaftlichen Betrieben 
und/oder Waldbesitzern, lokalen Behörden und Akteuren, die an der Bewirtschaftung von 
Umweltressourcen auf lokaler Ebene beteiligt sind, Zusammenschlüsse zwischen Waldbesit-
zern und -pächtern; Durchführung kollektiver Projekte für Umweltzwecke (z. B. zur Abschwä-
chung der Auswirkungen des Klimawandels, zur effizienten Nutzung von Wasserressourcen, 
zur Erhaltung der landwirtschaftlichen und naturkundlichen Artenvielfalt); Ausarbeitung und 
Aktualisierung von Schutz- und Bewirtschaftungsplänen für Natura-2000-Gebiete/Gebiete mit 
hohem Naturschutzwert, nationale/regionale Schutzgebiete; Ausarbeitung/Aktualisierung von 
Bewirtschaftungsplänen für öffentliche/private Waldgebiete und deren Integration mit ande-
ren Raumplanungsinstrumenten.
Um eine wirksame und effiziente Umsetzung der Aktion zu fördern, sind im Rahmen der Akti-
vitäten des Nationalen Netzwerks für den ländlichen Raum (Rete Rurale Nazionale) spezifische 
Unterstützungsmaßnahmen für die Belebung ländlicher Gebiete, die Suche nach Partnern und 
die Vorbereitung von Strategien für intelligente Dörfer vorgesehen. Auf lokaler Ebene kann 
diese Aktivität auch von den LAG durchgeführt werden, die die Aktion im Rahmen der Lea-
der-Strategien für lokale Entwicklung aktivieren.

 5.1 Verknüpfung mit anderen Interventionen
Diese Aktion kann die auf territorialer Ebene durch andere GAP-Interventionen und andere 
aus EU-Mitteln geförderte Programme sowie andere nationale/regionale Rechtsinstrumente 
(z. B. Lebensmittelbezirke, Tourismus- und Produktionsgemeinschaften in ihren verschie-
denen Formen) geförderten Maßnahmen nutzen und gleichzeitig verstärken, ergänzen und 
konsolidieren. Daher sollten die Kooperationsstrategien/-projekte auch die anderen Politiken 
berücksichtigen, die im Zuständigkeitsbereich aktiv sind, um Komplementaritäten und Syner-
gien mit ihnen zu fördern, um die Wirkung der vorgeschlagenen Interventionen zu maximie-
ren. Für diesen Fall legen die zuständigen Verwaltungsbehörden gegebenenfalls Verfahren 
fest, um die Abgrenzung und Komplementarität zwischen den zu unterstützenden Maßnah-
men zu gewährleisten.

6 Kriterien für die Förderfähigkeit der Begünstigten
Bei den Begünstigten, die von der LAG ausgewählt werden, muss es sich in Bezug auf die spe-
zifischen Bedürfnisse und die verschiedenen Bereiche der Zusammenarbeit, um
• neu gegründete öffentliche und/oder private Partnerschaften, die einen federführenden 

Partner benennen
• bereits bestehende öffentliche und/oder private Partnerschaften mit einer anerkannten 

Rechtsform, die einen federführenden Partner oder einen gesetzlichen Vertreter benen-
nen, handeln.

 − Die Aktion unterstützt neue Formen der Zusammenarbeit, aber auch bestehende 
 Formen der Zusammenarbeit, wenn sie eine neue Tätigkeit im Sinne von Art. 77 Abs. 2  
 der Verordnung (EU) Nr. 2021/2115 aufnehmen.
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 − An den Formen der Zusammenarbeit müssen mindestens zwei Personen/Einrichtungen  
 beteiligt sein, die von einem federführenden Partner und/oder einem gesetzlichen  
 Vertreter vertreten werden, der als Verwaltungs- und Finanzmanager und Koordinator  
 der Kooperationsstrategien/-projekte fungiert

 − An den Partnerschaften und Kooperationsformen dürfen nicht ausschließlich  
 Forschungseinrichtungen beteiligt sein (vgl. Art. 77, Abs. 5 der Verordnung (EU)  
 2021/2115).

7 Zulässige Kosten
Um den Anreizeffekt des öffentlichen Beitrags zu gewährleisten, beginnt die Zuschussfähigkeit 
der von den Begünstigten getätigten Ausgaben mit dem Datum der Einreichung des Beihil-
feantrags bei der Verwaltungsbehörde (beim zuständigen Amt). Eine Ausnahme bilden die 
allgemeinen Vorbereitungskosten für die Planung von Maßnahmen (einschließlich Durchführ-
barkeitsstudien), die bis zu 12 Monate vor Einreichung des Antrags getätigt werden können. 
Der oben genannte Zeitraum von 12 Monaten kann von der LAG auf 24 Monate verlängert 
werden.
Zulässige Kostenarten:

 − Ausgaben für Studien über das betreffende Gebiet, Durchführbarkeitsstudien, Beschaf-
fung von spezifischem Fachwissen, Ausarbeitung von Plänen oder gleichwertigen Doku-
menten;

 − direkte und indirekte Kosten im Zusammenhang mit den Projektmaßnahmen (in Bezug 
auf die Kostenarten anderer GAP-Interventionen)

 − Betriebs und Verwaltungskosten der Zusammenarbeit, einschließlich der Rechtskosten für 
die Gründung der Partnerschaft;

 − Verbreitung von Studien, Informationen über den Projektverlauf und die Ergebnisse, Er-
stellung von (auch digitalem) Informationsmaterial;

 − Kosten für die Animation des betreffenden Gebiets, um ein kollektives territoriales Projekt 
zu verwirklichen;

 − Ausgaben betreffend die Monitoring-Aktivitäten im Projekt;
 − Kosten für Werbemaßnahmen.
 − Kosten für internes Personal und externe Berater, die für die Durchführung der Kooperati-

onsmaßnahmen erforderlich sind.
Die Ausgaben für die Vorbereitung und Koordinierung von Kooperationsprojekten, dürfen 20 
% der gesamten Projektkosten nicht überschreiten.

8 Bedingungen für die Zulässigkeit von Projektvorschlägen
Für jede Kooperationsstrategie/Kooperationsprojekt muss:

 − ein Tätigkeitsplan vorgelegt werden, in dem die Ziele des Projekts, der Umfang der Maß-
nahmen, die beteiligten Personen, die Aufgaben und Zuständigkeiten der einzelnen 
Komponenten, die Art der geplanten Maßnahmen, der Zeitplan für die Aktivitäten und die 
vorgesehenen Beträge (Finanzplan) festgelegt sind;

 − sich auf einen Bereich der Zusammenarbeit beziehen;
 − die Aufnahme neuer Tätigkeiten im Sinne von Artikel 77 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 

2021/2115 vorsehen;
 − Die Mitgliedstaaten dürfen im Rahmen dieses Artikels eine Unterstützung nur für neue 

Formen der Zusammenarbeit, einschließlich bestehender Formen der Zusammenarbeit 
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bei Aufnahme einer neuen Tätigkeit, gewähren. An dieser Zusammenarbeit sind mindes-
tens zwei Akteure beteiligt, und die Zusammenarbeit trägt zur Verwirklichung eines oder 
mehrerer der spezifischen Ziele gemäß Artikel 6 Absätze 1 und 2 bei.

 − falls zutreffend/bei Bedarf/bei Smart Village-Kooperationen, Unterstützung für das Ma-
nagement und die Animationsaktivitäten des Projekts und seiner Partnerschaften leisten.

 − Um ein höheres Maß an wirtschaftlicher Nachhaltigkeit von Investitionen zu gewährleis-
ten, sind Vorhaben, bei denen die zuschussfähigen Ausgaben unter einem Mindestbetrag 
liegen, nicht förderfähig;  
- Mindestbetrag € 100.000

 − Für die gleichen Zwecke wie beim vorherigen Kriterium kann für jedes Vorhaben ein 
Höchstbetrag der förderfähigen Ausgaben festgelegt werden;  
- Höchstbetrag € 200.000

Was die Bedingungen für die Förderfähigkeit von Projektvorschlägen anbelangt, so ist insbe-
sondere Folgendes als weitere Bedingung für die Förderfähigkeit vorgesehen: "Maximale Pro-
jektdauer von 3 Jahren", die mit dem Zeitrahmen für die Durchführung der Programmplanung 
übereinstimmt.

9 Grundsätze für die Projektauswahl
Die Aktion sieht die Anwendung von Kriterien für die Auswahl von Vorhaben gemäß Artikel 79 
der SPR-Verordnung vor. Diese Kriterien werden von der LAG für ihren Zuständigkeitsbereich 
festgelegt.
Die Auswahlkriterien sind so definiert, dass die Gleichbehandlung der Antragsteller, eine bes-
sere Nutzung der Finanzmittel und die Ausrichtung der Unterstützung auf die Ziele der Aktion 
gewährleistet sind.
Die Bewertung der Projekte wird von der LAG auf der Grundlage eines transparenten Aus-
wahlverfahrens vorgenommen. Die Auswahl erfolgt auf der Grundlage der in diesem lokalen 
Entwicklungsplan 2023-2027 festgelegten Auswahlkriterien. Die LAG sieht kontrollierbare und 
quantifizierbare Auswahlkriterien vor, die eine Auswahl von Projekten und deren Begünstigten 
ermöglichen. Grundlage für die Auswahl ist eine Punktzahl, die eine Mindestpunktzahl vorgibt, 
unterhalb derer ein Projektantrag nicht ausgewählt werden kann.
Die bei der LAG eingereichten Projektvorschläge werden von der LAG einem Auswahlverfah-
ren unterzogen, das auf den folgenden Grundsätzen beruht:
• Umfang des betroffenen Gebiets oder der Zielgruppe, die von der Intervention profitiert 

(im Sinne einer gemeindeübergreifenden Wirkung des Projekts);
• spezifische Kompetenzen des Lead-Partners (z. B. Verwaltungskapazität des federfüh-

renden Partners, Vorhandensein von Kompetenzzentren oder Beratern im Bereich der 
Zusammenarbeit)

• Eignung des Projekts zur Verbesserung der e-Skills für ländliche Gebiete
• Art des Kooperationsprojekts im Sinne des Smart-Village Ansatzes
• Beteiligung von Beratungsunternehmen oder wissenschaftlichen Kompetenzzentren
• Zusammensetzung und Merkmale der Partnerschaft (z. B.: Anzahl der beteiligten Akteure;
• Vernetzung zwischen verschiedenen wirtschaftlichen und sozialen Sektoren in ländlichen 

Gebieten
Die Einzelheiten zu den Auswahlkriterien finden sich in Kapitel 7 dieser Lokalen Entwicklungs-
strategie.



56

10 Verordnungen über staatliche Beihilfen
Die Maßnahme fällt nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 42 AEUV und unterliegt einer 
beihilferechtlichen Prüfung:

  Ja     Nein    Gemischt

Darstellung der unterstützenden Tätigkeiten, die nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 
42 AEUV fallen
Die geförderten Aktivitäten können in den Anwendungsbereich von Artikel 42 AEUV fallen 
oder auch nicht
Art des für die Genehmigung zu verwendenden Instruments für staatliche Beihilfen:

  Notifizierung 

  Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung 

  Gruppenfreistellungsverordnung für die Landwirtschaft 

  Mindestbetrag - alle im Rahmen dieser Aktion gewährten Beihilfen müssen mit  
 der EU-Verordnung 1407/2013 (De-minimis) übereinstimmen

11 Verpflichtungen

 11.1 Verpflichtungen der Lead-Partner der Kooperationsstrategien/-projekte
Der federführende Partner und/oder der gesetzliche Vertreter der Kooperationsstrategi-
en/-projekte muss insbesondere Folgendes sicherstellen

 − die administrative und finanzielle Koordinierung des Projekts;
 − Überwachung der Fortschritte bei der Erreichung der Projektziele;
 − die Erstellung von Abschluss und Prognoseberichten über die Projektdurchführung;
 − Animation, Kommunikation, Information und Aktualisierung gegenüber den Projektpartnern;
 − Kommunikation und Information über das Projekt, die durchgeführten Aktivitäten und die 

erzielten Ergebnisse.
Der Umfang und/oder die Bereiche der Zusammenarbeit, die durch die Strategien/Projekte 
aktiviert werden, sollten für die Bewertung des GAP-Strategieplans angegeben werden.

 11.2 Sonstige Verpflichtungen
Für die Einhaltung der Information-, Publizitäts- und Sichtbarkeitsvorschriften für aus dem 
ELER geförderte Vorhaben gelten die Bestimmungen der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
2022/129.
Bei öffentlichen Begünstigten sind die Bestimmungen über die öffentliche Auftragsvergabe 
einzuhalten.

12 Bandbreite von Förderungen auf Ebene des Beitragsempfängers
Der Fördersatz beträgt 80 % - 100% für öffentliche Träger
und maximal 80 % für private Träger.
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Die Höhe der Beihilfe kann bis zu 100 % betragen, mit Ausnahme der in Artikel 77 Absatz 4 
der Verordnung (EG) Nr. 2115/2021 vorgesehenen Fälle, in denen für Ausgaben, die anderen 
Aktionen zuzurechnen sind, die Beihilfeintensität der einzelnen Aktionen gelten muss.

 12.1 Form und Prozentsatz der Unterstützung/Beträge/Berechnungsmethoden
Form der Beihilfe

  Zuschuss

  Finanzinstrument

Art der Zahlungen

  Erstattung der einem Begünstigten tatsächlich entstandenen förderfähigen Kosten

  Einheitskosten

  Pauschalbeträge

  Festzinsfinanzierung

Art der Förderung
Die Unterstützung kann als Globalbetrag gemäß Artikel 77 zur Deckung der Kosten der Zu-
sammenarbeit und der Kosten der durchgeführten Vorhaben gewährt werden, die, wenn sie 
unter die Ausgabenarten anderer GAP-Vorhaben fallen, den einschlägigen Vorschriften und 
Anforderungen anderer Vorhaben zur Entwicklung des ländlichen Raums (gemäß den Artikeln 
70, 71, 72, 73, 74, 75, 76, 77-Leader und 78 der VO 2115/2021) einhalten oder nur die Kosten 
für die Zusammenarbeit decken und für die durchgeführten Vorhaben Mittel aus anderen 
Interventionen zur Entwicklung des ländlichen Raums oder anderen nationalen oder EU-För-
derinstrumenten verwenden.

 12.2 Kumulierung von Beihilfen und Doppelfinanzierung
Der Nationale Strategieplan (PSP) regelt in Abschnitt 4.7.3, Absatz 2, die Summierung von Bei-
trägen und die Doppelfinanzierung.

13 Finanzplan

Aktion
Gesamt- 
kosten  

(€)

Beitrags- 
satz  
(%)

Öffent-
liche 

Ausgabe  
(€)

%  
EU

Quote 
EU €

%
Nationa-
le Quote

Nationa-
le Quote  

€

%
Privat

Private 
Quote 

€

SRG07 250.000 80% 200.000 40,70 81.400 59,30 118.600 20 50.000

In dieser Aktion werden die Betriebs- und Verwaltungskosten der Zusammenarbeit zu 100% 
finanziert. Alle anderen Kosten zu 80%.
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14 Auszahlung von Vorschüssen
Die Zahlung von Vorschüssen an die Begünstigten durch die Landeszahlstelle in Höhe von bis 
zu 50 % des für einzelne Vorhaben gewährten Beitrags ist unter den in Abschnitt 4.7.3 Absatz 
3 des GAP-Strategieplan festgelegten Bedingungen zulässig:

 − Die Auszahlung eines Vorschusses an private Begünstigte setzt voraus, dass diese eine 
angemessene Bürgschaft in Höhe von 100 % des Vorschusses selbst vorlegen, die von be-
fugten Parteien geleistet wird und die die direkte Vollstreckung dieses Betrags ermöglicht, 
wenn der Anspruch auf den Vorschuss nicht anerkannt wird.

 − Bei öffentlichen Begünstigten hingegen ist die Auszahlung davon abhängig, dass sie eine Er-
klärung des Schatzamtsdiensts vorlegen, in der sie sich verpflichten, den durch die Bürgschaft 
gedeckten Betrag zu zahlen, wenn der Anspruch auf den Vorschuss nicht anerkannt wird.

15 Einhaltung der WTO-Bestimmungen
Erläuterung, inwieweit die Maßnahme die einschlägigen Bestimmungen von Anhang 2 des 
WTO-Übereinkommens über die Landwirtschaft gemäß Artikel 10 und Anhang II dieser Ver-
ordnung erfüllt (Green Box)
Erfüllt die Bedingungen von Anhang 2 des WTO-Übereinkommens über die Landwirtschaft, 
Absatz 2 "Allgemeine Dienstleistungen", Buchstabe f): Vermarktungs- und Absatzförderungs-
dienstleistungen, einschließlich Marktinformation, Beratung und Absatzförderung in Bezug 
auf bestimmte Erzeugnisse, mit Ausnahme von Auszahlungen für nicht spezifizierte Zwecke, 
die von den Verkäufern dazu verwendet werden können, ihren Verkaufspreis zu senken oder 
den Käufern einen direkten wirtschaftlichen Vorteil zu verschaffen.

16 Zuständiges Landesamt

Für die Prüfung des Beihilfeantrags zu-
ständiges Landesamt

Für das Auszahlungsansuchen zuständi-
ges Landesamt

31.6 Amt für EU-Strukturfonds in der Land-
wirtschaft

Landeszahlstelle der Autonomen Provinz 
Bozen - Südtirol
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LEADER-Aktion SRD03 -  
Investitionen in landwirtschaftliche Betriebe zur Diversifizierung in  

nichtlandwirtschaftliche Tätigkeiten

Code Leader-Aktion SRD03

Titel der Aktion
Investitionen in landwirtschaftliche Betriebe zur Diversifizierung 
in nichtlandwirtschaftliche Tätigkeiten

Art der Aktion
INVEST(73-74) - Investitionen, einschließlich Investitionen in Be-
wässerung

Themenbereiche
5. Lokale soziokulturelle und touristisch-freizeitliche Angebots-
systeme
6. Lokale, handwerkliche und verarbeitende Produktionssysteme

Output-Indikator
O.24 Anzahl der Betriebe oder Einheiten im Zusammenhang mit 
geförderten produktiven Investitionen außerhalb landwirtschaft-
licher Betriebe

Charakter der Aktion Spezifische Aktion

1 Territorialer Anwendungsbereich
Die Aktion kann im gesamten LEADER-Gebiet Sarntaler Alpen umgesetzt werden.

2 Zugehörige spezifische Ziele, Querschnittsziel und relevante sektorale Ziele

Code + Beschreibung des GAP-SPEZIFISCHEN ZIELS

SO2 Verbesserung der Marktorientierung und Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit des 
landwirtschaftlichen Betriebs kurz- und langfristig, unter anderem durch stärkere Aufmerk-
samkeit für Forschung, Technologie und Digitalisierung
SO8 Förderung von Beschäftigung, Wachstum, Gleichstellung der Geschlechter, einschließ-
lich der Beteiligung von Frauen in der Landwirtschaft, soziale Inklusion und lokale Entwick-
lung in ländlichen Gebieten, einschließlich zirkulärer Bioökonomie und nachhaltiger Forst-
wirtschaft

3 Anforderung(en) der lokalen Entwicklungsstrategie, auf die die Aktion abzielt

Code Beschreibung
Priorität in 

der LES
In der LES  

berücksichtigt

BE11
Förderung der Digitalisierung um Chancen 
und Herausforderungen, die sich daraus erge-
ben entsprechend nutzen zu können.

Qualifiziert Ja

BE12

Förderung eines bewussten, nachhaltigen Um-
gangs mit vorhandenen Ressourcen, vorwie-
gend zur Unterstützung der Diversifizierung 
des ländlichen Gebiets.

Qualifiziert Ja

BE 13
Verbessern der Qualität und der Verarbeitung 
von regionalen Produkten.

Qualifiziert Ja
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BE14

Förderung von Betrieben mit innovativen, 
attraktiven, Ideen zur Schaffung von neuen Ar-
beitsplätzen und qualifizierten Arbeitskräften, 
die in der Region arbeiten und leben.

Qualifiziert Ja

BE 15

Unterstützung einkommensschaffender, klein-
strukturierter Landwirtschaft mit nachhaltiger 
Ausrichtung und enger Vernetzung mit den 
KonsumentInnen.

Qualifiziert Ja

4 Ergebnisindikatoren

Code + Beschreibung der ERGEBNISINDIKATOREN

R.39 Entwicklung der ländlichen Wirtschaft: Anzahl der im Rahmen der GAP unterstützten 
Unternehmen im ländlichen Raum, einschließlich Unternehmen im Bereich Bioökonomie

R.42 Anzahl der Personen, die von subventionierten Projekten zur sozialen Eingliederung 
betroffen sind.

5 Zielsetzung und allgemeine Beschreibung der Aktion

 5.1 Beschreibung der Zielsetzung
Die Aktion zielt darauf ab, Investitionen für Aktivitäten zur Unternehmensdiversifizierung zu 
fördern, die das Wirtschaftswachstum und die nachhaltige Entwicklung in ländlichen Gebieten 
fördern und auch zur Verbesserung des territorialen Gleichgewichts sowohl in wirtschaftlicher 
als auch in sozialer Hinsicht beitragen.
Die Aktion verfolgt durch die Unterstützung von Investitionen landwirtschaftlicher Betriebe in 
nichtlandwirtschaftliche Tätigkeiten das Ziel, zur Einkommenssteigerung landwirtschaftlicher 
Familien beizutragen sowie die Attraktivität ländlicher Gebiete zu verbessern und gleichzeitig 
dem Trend entgegenzuwirken zu ihrer Entvölkerung.
In diesem Zusammenhang ist gemäß Artikel 2135 des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Gewäh-
rung von Investitionsbeihilfen für die Schaffung, Verbesserung und Entwicklung der folgenden 
Arten von verwandten landwirtschaftlichen Tätigkeiten vorgesehen:
a. Soziale Landwirtschaft;
b. Verarbeitung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen in Erzeugnisse, die nicht in Anhang 

I des AEUV aufgeführt sind (und möglicherweise von einem Minderheitsanteil von Er-
zeugnissen, die in Anhang I aufgeführt sind) und deren Verarbeitung und Vermarktung in 
Verkaufsstellen von Unternehmen;

c. touristische Freizeit Aktivitäten und Aktivitäten im Zusammenhang mit ländlichen Traditi-
onen und der Verbesserung der natürlichen und landschaftlichen Ressourcen, ausschließ-
lich nichtlandwirtschaftliche Tätigkeiten;

d. Pflege von Grünflächen und des Territoriums auch durch die Schaffung von Umweltdienst-
leistungen, die vom landwirtschaftlichen Unternehmen für die Pflege nicht landwirtschaft-
licher Flächen erbracht werden;

Diese Aktion bezieht sich auf Investitionen in die Infrastruktur zur sozioökonomischen Ent-
wicklung des ländlichen Raums, die sich hauptsächlich an die lokale Bevölkerung als Ziel-
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gruppe richten, und auf Infrastrukturen und Ausstattungen, die ausschließlich innerhalb des 
LEADER-Gebiets realisiert werden.

 5.2 Verknüpfung mit anderen Aktionen
Die geförderten Investitionen sind in synergetischer und ergänzender Weise mit anderen 
Maßnahmen des Plans für landwirtschaftliche Betriebe verbunden. Diese Verbindung ist 
sowohl im Hinblick auf die allgemeine Verbesserung der Rentabilität der landwirtschaftlichen 
Betriebe als auch im Hinblick auf die Unterstützung des Beitrags zur ökologischen Umstellung 
feststellbar.
Unter dem Gesichtspunkt der Rentabilität der landwirtschaftlichen Betriebe kann diese Aktion 
synergetisch mit der Aktion für Investitionen in die Wettbewerbsfähigkeit der landwirtschaft-
lichen Betriebe wirken und die Fähigkeit der Betriebe zur Steigerung und Stabilisierung ihrer 
Rentabilität verbessern.
Die Stabilisierung der Rentabilität der landwirtschaftlichen Betriebe wird auch durch Inves-
titionsmaßnahmen angestrebt, die darauf abzielen, die möglichen negativen Auswirkungen 
(auf die Produktionsstrukturen) von extremen Wetterereignissen und Naturkatastrophen zu 
verhindern und auszugleichen, sowie durch spezifischere (nicht investive) Risikomanagement-
maßnahmen zum Schutz vor Produktions- und Einkommensschwankungen.

6 Kriterien für die Förderfähigkeit der Begünstigten
 − Einzelne Landwirte oder assoziierte Landwirte im Sinne von Artikel 2135 des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs, mit Ausnahme von Landwirten, die ausschließlich in der Forstwirtschaft und 
Aquakultur tätig sind. 
Besondere Bedingungen für die Förderungswürdigkeit der Begünstigten: 
Als Landwirt gilt ein Landwirt, der eine der folgenden Tätigkeiten ausübt:

 − Landbewirtschaftung,
 − Tierhaltung und damit verbundene Tätigkeiten (APIA-Registrierung und/oder  

 Handelskammer);
 − Mithelfende Familienangehörige von einzelnen Landwirten oder assoziierten Landwirten 

im Sinne von Artikel 2135 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, mit Ausnahme von Landwirten, 
die ausschließlich in der Aquakultur und Forstwirtschaft tätig sind;

7 Zulässige Kosten
Hinsichtlich der Zuschussfähigkeit der Ausgaben gelten die Bestimmungen der Abschnitte 
4.7.1 und 4.7.3 (1) des PSP.

 − Bau, Renovierung, Erweiterung, Erwerb oder Modernisierung von Immobilien und Einrich-
tungsgegenständen;

 − Kauf - einschließlich Leasing - von neuen Maschinen und Anlagen zu einem Preis, der den 
Handelswert des Wirtschaftsguts nicht übersteigt;

 − Investitionen in den Erwerb neuer Technologien und die Rationalisierung bei der Verarbei-
tung von Produkten oder die Entwicklung von Software sowie der Erwerb von Patenten, 
Lizenzen und Warenzeichen, die mit der Investition zusammenhängen;

 − qualitative Verbesserung der hygienischen und sanitären Bedingungen für die Verarbei-
tung und/oder Entwicklung von nichtlandwirtschaftlichen Nischenprodukten;

 − Förderung von Innovationen in der nichtlandwirtschaftlichen Versorgungskette und in der 
Nahrungsmittelindustrie.



62

Kosten im Zusammenhang mit Investitionen in landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in Anhang 
I des EU-Vertrags aufgeführt sind, sind nicht förderfähig.

8 Bedingungen für die Zulässigkeit von Projektvorschlägen
 − Für die Unteraktion a) Soziale Landwirtschaft ist das Vorhandensein einer Vereinbarung/

eines Abkommens zwischen der öffentlichen Einrichtung und dem landwirtschaftlichen 
Unternehmen erforderlich, um die soziale Intervention/Dienstleistung, die der Bevölke-
rung angeboten werden soll, und die Beziehungen zwischen dem landwirtschaftlichen 
Unternehmen und der öffentlichen Einrichtung zu definieren (nur wenn dies durch ein 
bestehendes Provinzgesetz geregelt ist)

 − Investitionen, die den im Abschnitt "Ziele" genannten spezifischen Zielen dienen, sind 
förderfähig.

 − Die Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Massnahme b) Verarbeitung von Erzeugnissen, 
müssen sich auf Erzeugnisse beziehen, die hauptsächlich aus der Bewirtschaftung der 
Flächen oder Wälder des Begünstigten oder aus der Tierhaltung stammen.

 − Maßnahmen auf Grundstücken, die dem Unternehmen zur Verfügung stehen, sind förderfähig.
 − Die Maßnahmen müssen auf dem Gebiet der LAG durchgeführt werden.
 − Um förderfähig zu sein, müssen dem Antrag auf Unterstützung ein Geschäftsplan oder ein 

Businessplan und ein Investitionsprojekt beigefügt werden, die Elemente für die Bewer-
tung der Kohärenz des Vorhabens bei der Erreichung der Interventionsziele liefern sollen;

 − Um ein höheres Maß an wirtschaftlicher Nachhaltigkeit von Investitionen zu gewährleis-
ten, sind Investitionsvorhaben, bei denen die Gesamtinvestition unter einem Mindestbe-
trag liegen, nicht förderfähig;  
- Mindestbetrag € 100.000

 − Für die gleichen Zwecke wie beim vorherigen Kriterium kann für jedes Investitionsvorha-
ben ein Höchstbetrag der Gesamtinvestition festgelegt werden; 
- Höchstbetrag € 200.000

 − für die Unteraktion a) Soziale Landwirtschaft - innovative wirtschaftliche und kulturelle Entwick-
lung, Förderung der Integration, Unterstützung der kollektiven und individuellen Fähigkeiten:

Durchführung von Aktivitäten in Zusammenarbeit mit den Sozial- und Gesundheitsdiensten, den 
für das Gebiet zuständigen öffentlichen Einrichtungen oder mit anderen öffentlichen oder priva-
ten Akteuren (sofern dies in den sektoralen Vorschriften der Provinz Bozen vorgesehen ist).
Die durch den öffentlichen Beitrag gedeckten Ausgaben sind förderfähig, wenn sie nach Ein-
reichung des Förderantrags beim zuständigen Landesamt getätigt werden.

9 Grundsätze für die Projektauswahl
Die Aktion sieht die Anwendung von Kriterien für die Auswahl von Vorhaben gemäß Artikel 79 
der Verordnung (EU) Nr. 2021/2115 vor. Diese Kriterien werden von der LAG Sarntaler Alpen 
für ihren Zuständigkeitsbereich festgelegt.
Die Auswahlkriterien selbst sind so definiert, dass sie eine Gleichbehandlung der Antragsteller, 
eine bessere Nutzung der Finanzmittel und eine gezielte Förderung entsprechend den Zielen 
der Aktion gewährleisten.
Durch die Vergabe bestimmter Punkte in Verbindung mit den Auswahlkriterien legt die LAG 
auch Rangfolgen fest, um die für eine Finanzierung in Frage kommenden Projektvorschläge zu 
ermitteln. Um eine höhere Projektqualität zu definieren, legt die LAG auch Mindestpunktzah-
len fest, unterhalb derer die Vorschläge der Antragsteller nicht förderfähig sind.
• Art des Begünstigten (z. B. junge Menschen, Frauenunternehmen usw.)
• Zweck des Investitionsvorhabens (Schaffung eines neuen Produkts usw.)
• Auswirkung des Projekts in Bezug auf die Steigerung der Wertschöpfung des Begünstigten 
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Unternehmens
• Auswirkungen des Projekts auf die Schaffung oder Erhaltung von Arbeitsplätzen in ländli-

chen Gebieten
• Nachhaltige Auswirkungen des Projekts auf menschenwürdige Arbeit, gesunde Ernährung, 

Soziales sowie die Umwelt
Einzelheiten zu den Auswahlkriterien finden Sie im Kapitel 7 dieser lokalen Entwicklungsstrate-
gie (LES).

10 Verordnungen über staatliche Beihilfen
Informationen über die Bewertung staatlicher Beihilfen
Die Maßnahme fällt nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 42 AEUV und unterliegt der 
Prüfung staatlicher Beihilfen:

  Ja     Nein    Gemischt

Darstellung der unterstützenden Tätigkeiten, die nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 
42 AEUV fallen: Kann Tätigkeiten und Vorgänge außerhalb des Agrarsektors umfassen, deren 
Endprodukt ein Erzeugnis ist, das nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 42 AEUV fällt.
Art des für die Genehmigung zu verwendenden Instruments für staatliche Beihilfen:

  Notifizierung 

  Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung 

  Gruppenfreistellungsverordnung für die Landwirtschaft 

  Mindestbetrag - alle im Rahmen dieser Aktion gewährten Beihilfen müssen mit  
 der EU-Verordnung 1407/2013 (De-minimis) übereinstimmen

11 Verpflichtungen und Auflagen

 11.1 Mittelbindungen im Zusammenhang mit Investitionstätigkeiten:
Der Begünstigte eines Investitionsvorhabens verpflichtet sich zu:

 − Durchführung des Vorhabens gemäß den in der von der territorial zuständigen Verwal-
tungsbehörde ausgestellten Konzessionsurkunde festgelegten Bedingungen, unbeschadet 
der von dieser Behörde festgelegten Abweichungen und/oder Ausnahmen;

 − die Stabilität des geförderten Investitionsvorhabens während eines Mindestzeitraums und un-
ter den von der Verwaltungsbehörde der Provinz festgelegten Bedingungen zu gewährleisten;

 − 5 Jahre für Anlagen, Ausrüstungen und Einrichtungsgegenstände
 − 10 Jahre für Bauarbeiten und Sachinvestitionen im Allgemeinen

 − die Bedingungen und Grenzen einhalten, die in den geltenden nationalen und regionalen 
Vorschriften für die verschiedenen Arten von Interventionen vorgesehen sind, einschließ-
lich der Eintragung in die entsprechenden regionalen Listen, sofern vorhanden (z.B. UAB, 
Lehrbauernhöfe usw.). Aktionen, die die Eintragung der Antragsteller in bestimmte Pro-
vinzlisten oder die Mitteilung des Beginns der Aktivitäten an öffentliche Stellen vorsehen, 
erfordern die entsprechende Eintragung/Meldung spätestens zum Zeitpunkt des Antrags 
auf Finanzierung bei der zuständigen Provinzbehörde und die Aufrechterhaltung der In-
vestition während der gesamten Dauer der Beschränkung.
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 11.2 Sonstige Verpflichtungen
Für die Einhaltung der Information-s und Publizitätsvorschriften für aus dem ELER geförderte 
Vorhaben, gelten die Bestimmungen der EU-Durchführungsverordnung 2022/129.

12 Bandbreite von Förderungen auf Ebene des Beitragsempfängers

 12.1 Form und Prozentsatz der Unterstützung/Beträge/Berechnungsmethoden
Der Fördersatz beträgt 50 % für private Träger.

  Zuschuss

  Finanzinstrument

Art der Zahlung

  Erstattung der einem Begünstigten tatsächlich entstandenen förderfähigen Kosten

  Einheitskosten

  Pauschalbeträge

  Festzinsfinanzierung

 12.2 Form und Prozentsatz der Unterstützung
Der Fördersatz beträgt 50 % der genehmigten Kosten.

13 Finanzierungsplan

Aktion
Gesamt- 
kosten  

(€)

Beitrags- 
satz  
(%)

Öffent-
liche 

Ausgabe  
(€)

%  
EU

Quote 
EU €

%
Nationa-
le Quote

Nationa-
le Quote  

€

%
Privat

Private 
Quote 

€

SRD03 200.000 50 100.000 40,70 40.700 59,30 59.300 50 100.000

Kumulierbarkeit der Beihilfen und Doppelfinanzierung:
In Bezug auf die Kumulierung von Beihilfen und die Doppelfinanzierung gelten die Bestim-
mungen von Abschnitt 4.7.3 Absatz 2 des PSP.

14 Auszahlung von Vorschüssen
Die Zahlung von Vorschüssen an die Begünstigten durch die Landeszahlstelle in Höhe von bis 
zu 50 % des für einzelne Vorhaben gewährten Beitrags ist unter den in Abschnitt 4.7.3 Absatz 
3 des GAP-Strategieplan festgelegten Bedingungen zulässig:

 − Die Auszahlung eines Vorschusses an private Begünstigte setzt voraus, dass diese eine 
angemessene Bürgschaft in Höhe von 100 % des Vorschusses selbst vorlegen, die von be-
fugten Parteien geleistet wird und die die direkte Vollstreckung dieses Betrags ermöglicht, 
wenn der Anspruch auf den Vorschuss nicht anerkannt wird.
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15 Einhaltung der WTO-Bestimmungen
Green Box
Anhang 2(8) des WTO-Übereinkommens.
Erläuterung, inwieweit die Intervention mit den einschlägigen Bestimmungen des Anhangs 2 
des WTO-Übereinkommens über die Landwirtschaft gemäß Artikel 10 und Anhang II dieser 
Verordnung übereinstimmt. (Green Box)
Die Aktion entspricht Ziffer 11 des Anhangs II des Übereinkommens der Welthandelsorganisa-
tion über die Landwirtschaft, da die Unterstützung der Strukturanpassung der landwirtschaft-
lichen Betriebe durch Investitionsbeihilfen erfolgt, die die folgenden Anforderungen erfüllen:
a. Der Anspruch auf Zahlungen wird anhand von Kriterien bestimmt, die in einem Regie-

rungsprogramm (GAP-Strategieplan) klar definiert sind, das die physische Umstrukturie-
rung der Tätigkeiten eines Erzeugers als Reaktion auf objektiv nachgewiesene strukturelle 
Nachteile (SWOT-Analyse) fördern soll.

b. Die Höhe der Zahlungen in einem bestimmten Jahr darf nicht von der Art oder dem 
Umfang der Produktion (einschließlich Großvieheinheiten) abhängen, die der Erzeuger 
in einem Jahr nach dem Basiszeitraum durchführt, es sei denn, es gelten die Bestimmun-
gen des nachstehenden Kriteriums e) (die Zahlungen richten sich nach den entstandenen 
Kosten).

c. Die Höhe dieser Zahlungen in einem bestimmten Jahr ist nicht an die Preise im In- oder 
Ausland gebunden, die für die Produktion in einem Jahr nach dem Basiszeitraum gelten 
(die Zahlungen basieren auf den entstandenen Kosten).

d. Die Zahlungen sind nur für den Zeitraum zu leisten, der für die Realisierung der Investiti-
on, für die sie vorgesehen sind, erforderlich ist (Einmalzahlungen für getätigte Einzelinves-
titionen).

e. Die Zahlungen schreiben in keiner Weise die von den Begünstigten zu erzeugenden land-
wirtschaftlichen Produkte vor, es sei denn, sie verlangen, dass sie ein bestimmtes Produkt 
nicht erzeugen (produktionsabhängige Zahlungen).

f. f) Die Zahlungen müssen sich auf den Betrag beschränken, der notwendig ist, um den 
strukturellen Nachteil auszugleichen (die Zahlungen decken nur einen Teil der entstande-
nen Kosten).

16 Zusätzliche Fragen/Informationen zur Art der Aktion
Bezieht sich die Investition auch auf die Bewässerung?

  Ja    Nein

17 Zuständiges Landesamt

Für die Prüfung des Beihilfeantrags zu-
ständiges Landesamt

Für das Auszahlungsansuchen zuständi-
ges Landesamt

31.6 Amt für EU-Strukturfonds in der Land-
wirtschaft

Landeszahlstelle der Autonomen Provinz 
Bozen - Südtirol
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LEADER-Aktion SRD14 -  
Nichtlandwirtschaftliche produktive Investitionen in ländlichen Gebieten

Code Leader-Aktion SRD14

Titel der Aktion
Nichtlandwirtschaftliche produktive Investitionen in ländlichen 
Gebieten

Art der Aktion
INVEST(73-74) - Investitionen, einschließlich Investitionen in Be-
wässerung

Themenbereiche
5. Lokale soziokulturelle und touristisch-freizeitliche Angebots-
systeme
6. Lokale, handwerkliche und verarbeitende Produktionssysteme

Output-Indikator
O.24 Anzahl der Betriebe oder Einheiten im Zusammenhang mit 
geförderten produktiven Investitionen außerhalb landwirtschaft-
licher Betriebe

Charakter der Aktion Spezifische Aktion

1 Territorialer Anwendungsbereich
Die Aktion kann im gesamten LEADER-Gebiet der Sarntaler Alpen umgesetzt werden.

2 Zugehörige spezifische Ziele, Querschnittsziel und relevante sektorale Ziele

Code + Beschreibung des GAP-SPEZIFISCHEN ZIELS

SO8 Förderung von Beschäftigung, Wachstum, Gleichstellung der Geschlechter, einschließlich 
der Beteiligung von Frauen in der Landwirtschaft, soziale Inklusion und lokale Entwicklung in 
ländlichen Gebieten, einschließlich zirkulärer Bioökonomie und nachhaltiger Forstwirtschaft

3 Anforderungen der lokalen Entwicklungsstrategie, auf die die Aktion abzielt

Code Beschreibung
Priorität in 

der LES
In der LES  

berücksichtigt

BE11
Förderung der Digitalisierung um Chancen 
und Herausforderungen, die sich daraus erge-
ben entsprechend nutzen zu können.

Qualifiziert Ja

BE12

Förderung eines bewussten, nachhaltigen Um-
gangs mit vorhandenen Ressourcen, vorwie-
gend zur Unterstützung der Diversifizierung 
des ländlichen Gebiets

Qualifiziert Ja

BE 13
Verbessern der Qualität und der Verarbeitung 
von regionalen Produkten

Qualifiziert Ja

BE14

Förderung von Betrieben mit innovativen, 
attraktiven, Ideen zur Schaffung von neuen Ar-
beitsplätzen und qualifizierten Arbeitskräften, 
die in der Region arbeiten und leben

Qualifiziert Ja
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4 Ergebnisindikator

Code + Beschreibung der ERGEBNISINDIKATOREN

R.39 Entwicklung der ländlichen Wirtschaft: Anzahl der im Rahmen der GAP unterstützten 
Unternehmen im ländlichen Raum, einschließlich Unternehmen im Bereich Bioökonomie

5 Zielsetzung und allgemeine Beschreibung der Aktion

 5.1 Beschreibung der Zielsetzung
Die Aktion zielt darauf ab, die Schaffung und Entwicklung nichtlandwirtschaftlicher Tätigkeiten 
in ländlichen Gebieten zu fördern, indem Investitionen in Geschäftstätigkeiten mit produkti-
ven Zwecken unterstützt werden.
In diesem Sinne besteht das Ziel der Intervention darin, die Attraktivität ländlicher Gebiete zu 
erhalten, indem der fortschreitenden Entvölkerung entgegengewirkt wird, der sie ausgesetzt 
sind.
Gleichzeitig zielt die Intervention darauf ab, die Lebensqualität in ländlichen Gebieten zu ver-
bessern, indem Dienstleistungen, unternehmerische Aktivitäten und ganz allgemein Initiativen 
und Investitionen unterstützt werden, die die lokalen Ressourcen optimal nutzen und zur Wie-
derbelebung des Arbeitsmarktes beitragen, insbesondere für junge Menschen und für Frauen.
In diesem Zusammenhang ist die Gewährung von Beihilfen für Investitionen für nichtlandwirt-
schaftliche Tätigkeiten folgender Art vorgesehen:
a. kommerzielle Aktivitäten zur Verbesserung der Nutzbarkeit und Attraktivität ländlicher Ge-

biete, unter anderem durch Erweiterung des Angebots an touristischen Dienstleistungen, 
einschließlich umfassender Bewirtung, Verpflegung und Verkauf lokaler Produkte;

b. handwerkliche Tätigkeiten zur Aufwertung der Territorien und lokalen Spezialitäten sowie 
Erbringung von landwirtschaftlichen Dienstleistungen zur Verbesserung der technischen 
und ökologischen Effizienz der zugunsten der Landwirte durchgeführten Tätigkeiten;

c. andere persönliche Dienstleistungen, die zur Verbesserung der Lebensbedingungen in 
ländlichen Gebieten beitragen, und Unternehmensdienstleistungen.

 5.2 Verknüpfung mit anderen Aktionen
Die geförderten Investitionen stellen eine synergetische und ergänzende Verbindung zu ande-
ren Maßnahmen des Plans her, die darauf abzielen, nichtlandwirtschaftliche Tätigkeiten und 
die Vitalität des ländlichen Raums zu fördern.
Unter diesem Gesichtspunkt wirkt diese Aktion insbesondere synergetisch mit der Aktion zur 
Förderung von Diversifizierungsinvestitionen in landwirtschaftlichen Betrieben und mit der 
Aktion zur Förderung der Aufnahme von nichtlandwirtschaftlichen Tätigkeiten in ländlichen 
Gebieten. Aus diesen Gründen kann die Aktion im Rahmen der partizipativen lokalen Entwick-
lungsstrategien (LEADER) und ihrer Durchführungsinstrumente aktiviert werden.
Um die Umsetzung des Plans kohärenter und wirksamer zu gestalten, kann diese Aktion mit 
anderen Aktionen durch eine integrierte Planung gemäß den von der Autonomen Provinz 
festgelegten Verfahren kombiniert werden.
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6 Kriterien für die Förderfähigkeit der Begünstigten
 − Nichtlandwirtschaftliche Kleinst und Kleinunternehmen im Sinne des Anhangs I der 

EU-Verordnung 702 vom 25.06.2014 ABER, gemäß der Empfehlung 2003/361/EG der Kom-
mission vom 06.05.2003;

 − Die Begünstigten dürfen keine landwirtschaftliche Tätigkeit im Sinne von Artikel 2135 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs ausüben, mit Ausnahme der unter ATECO-Code 01.61.00 aufge-
führten agro-mechanischen Unternehmen;

 − Die Begünstigten müssen über einen ATECO-Code verfügen, der den durch die Aktion 
unterstützten Aktivitäten im LEADER-Gebiet entspricht.

 − Die Begünstigten müssen mindestens eine lokale/operative Einheit im LEADER-Gebiet 
haben.

7 Zulässige Kosten
Hinsichtlich der Zuschussfähigkeit der Ausgaben gelten die Bestimmungen der Abschnitte 
4.7.1 und 4.7.3 (1) des PSP.

 − Bau, Renovierung, Erweiterung, Erwerb oder Modernisierung von Immobilien und Einrich-
tungsgegenständen;

 −  Kauf - einschließlich Leasing - von neuen Maschinen und Anlagen zu einem Preis, der den 
Handelswert des Wirtschaftsguts nicht übersteigt;

 − Investitionen in den Erwerb neuer Technologien und die Rationalisierung bei der Verarbei-
tung von Produkten oder die Entwicklung von Software sowie der Erwerb von Patenten, 
Lizenzen und Warenzeichen, die mit der Investition zusammenhängen;

 − qualitative Verbesserung der hygienischen und sanitären Bedingungen für die Verarbei-
tung und/oder Entwicklung von nichtlandwirtschaftlichen Nischenprodukten;

 − Förderung von Innovationen in der nichtlandwirtschaftlichen Versorgungskefte und in der 
Nahrungsmittelindustrie mit nicht landwirtschaftlichen Erzeugnissen.

 − Kosten im Zusammenhang mit Investitionen in landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in An-
hang I des EU-Vertrags aufgeführt sind, sind nicht förderfähig.

8 Bedingungen für die Zulässigkeit von Projektvorschlägen
 − Förderfähig sind Investitionen in Gebieten, die durch die LAG vertreten sind;
 − Förderfähig sind Investitionen, die die im Abschnitt "Ziele" genannten spezifischen Ziele verfolgen;
 − Um förderfähig zu sein, muss dem Antrag auf Unterstützung ein Geschäftsplan und/oder 

ein Investitionsprojekt beigefügt werden, die Elemente für die Bewertung der Kohärenz 
des Vorhabens im Hinblick auf die Erreichung der Ziele der Intervention liefern;

 − Um ein höheres Maß an wirtschaftlicher Nachhaltigkeit der Investitionen zu gewährleisten, 
sind Investitionsvorhaben, bei denen die Gesamtinvestition unter einem Mindestbetrag 
liegen, nicht förderfähig;  
- Mindestbetrag 100.000 €

 − Für die gleichen Zwecke wie beim vorhergehenden Kriterium kann für jedes Investitions-
vorhaben ein Höchstbetrag der Gesamtinvestition festgelegt werden;  
- Höchstbetrag 200.000 €

 − Um den Anreizeffekt des öffentlichen Beitrags zu gewährleisten, sind nur solche Vorha-
ben förderfähig, für die der Begünstigte die Arbeiten oder Tätigkeiten aufgenommen hat, 
nachdem er bei der zuständigen Provinzialverwaltung einen Antrag auf Unterstützung 
gestellt hat.
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9 Grundsätze für die Projektauswahl
Die Aktion sieht die Anwendung von Kriterien für die Auswahl von Vorhaben gemäß Artikel 79 
der Verordnung (EU) Nr. 2021/2115 vor. Diese Kriterien werden von der LAG für ihren Zustän-
digkeitsbereich festgelegt.
Die Auswahlkriterien selbst sind so definiert, dass sie eine Gleichbehandlung der Antragsteller, 
eine bessere Nutzung der Finanzmittel und eine gezielte Förderung entsprechend den Zielen 
der Aktion gewährleisten.
Durch die Vergabe bestimmter Punkte in Verbindung mit den Auswahlkriterien legt die LAG 
auch Rangfolgen fest, um die für eine Finanzierung in Frage kommenden Projektvorschläge zu 
ermitteln. Um eine höhere Projektqualität zu definieren, legt die LAG auch Mindestpunktzah-
len fest, unterhalb derer die Vorschläge der Antragsteller nicht förderfähig sind.
• Art des Begünstigten (z. B. junge Menschen, Frauen usw.)
• Fähigkeit des Projekts, eine völlig innovative Tätigkeit für den Begünstigten zu schaffen
• Fähigkeit zur Steigerung der Rentabilität des Unternehmens
• Positive Beschäftigungseffekte in ländlichen Gebieten
• Beitrag des Projekts zur Vernetzung bzw. Zusammenarbeit zwischen Sektoren oder/und 

anderen Wirtschaftszweigen
• Art der Investition durch nachhaltige Wirtschaftsentwicklung (z. B. Umwelt, soziale Einglie-

derung usw.)
Einzelheiten zu den Auswahlkriterien finden Sie im Kapitel 7 dieser lokalen Entwicklungsstrate-
gie (LES).

10 Verordnungen über staatliche Beihilfen
Informationen über die Bewertung staatlicher Beihilfen
Die Maßnahme fällt nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 42 AEUV und unterliegt der 
Prüfung staatlicher Beihilfen:

  Ja     Nein    Gemischt

Darstellung der unterstützenden Tätigkeiten, die nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 
42 AEUV fallen: Kann Tätigkeiten und Vorgänge außerhalb des Agrarsektors umfassen, deren 
Endprodukt ein Erzeugnis ist, das nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 42 AEUV fällt.
Art des für die Genehmigung zu verwendenden Instruments für staatliche Beihilfen:

  Notifizierung 

  Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung 

  Gruppenfreistellungsverordnung für die Landwirtschaft 

  De-minimis laut EU Reglement Nr. 1407/2013
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11 Verpflichtungen und Auflagen

 11.1 Mittelbindungen im Zusammenhang mit Investitionstätigkeiten:
Der Begünstigte eines Investitionsvorhabens verpflichtet sich zu:

 − Durchführung des Vorhabens gemäß den in der von der territorial zuständigen Verwal-
tungsbehörde ausgestellten Konzessionsurkunde festgelegten Bedingungen, unbeschadet 
der von dieser Behörde festgelegten Abweichungen und/oder Ausnahmen;

 − die Stabilität des geförderten Investitionsvorhabens während eines Mindestzeitraums und 
unter den von der Verwaltungsbehörde der Provinz festgelegten Bedingungen zu gewähr-
leisten;

 − 5 Jahre für Anlagen, Ausrüstungen und Einrichtungsgegenstände
 − 10 Jahre für Bauarbeiten und Sachinvestitionen im Allgemeinen

 − Während der Umsetzungsphase des Vorhabens dürfen keine landwirtschaftlichen Tätig-
keiten durchgeführt werden.

 11.2 Sonstige Verpflichtungen
Für die Einhaltung der Informations- und Publizitätsvorschriften für aus dem ELER geförderte 
Vorhaben, gelten die Bestimmungen der EU-Durchführungsverordnung 2022/129.

12 Bandbreite von Förderungen auf Ebene des Beitragsempfängers
 12.1 Form und Prozentsatz der Unterstützung/Beträge/Berechnungsmethoden
Form der Beihilfe

  Zuschuss

  Finanzinstrument

Art der Zahlung

  Erstattung der einem Begünstigten tatsächlich entstandenen förderfähigen Kosten

  Einheitskosten

  Pauschalbeträge

  Festzinsfinanzierung

 12.2 Form und Prozentsatz der Unterstützung
Der Fördersatz beträgt 50 % der genehmigten Kosten.

13 Finanzierungsplan

Aktion
Gesamt- 
kosten  

(€)

Beitrags- 
satz  
(%)

Öffent-
liche 

Ausgabe  
(€)

%  
EU

Quote 
EU €

%
Nationa-
le Quote

Nationa-
le Quote  

€

%
Privat

Private 
Quote 

€

SRD14 200.000 50 100.000 40,70 40.700 59,30 159.300 50 100.000
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Kumulierbarkeit der Beihilfen und Doppelfinanzierung:
In Bezug auf die Kumulierung von Beihilfen und die Doppelfinanzierung gelten die Bestim-
mungen von Abschnitt 4.7.3 Absatz 2 des PSP.

14 Auszahlung von Vorschüssen
Die Zahlung von Vorschüssen an die Begünstigten durch die Landeszahlstelle in Höhe von bis 
zu 50 % des für einzelne Vorhaben gewährten Beitrags ist unter den in Abschnitt 4.7.3 Absatz 
3 des GAP-Strategieplan festgelegten Bedingungen zulässig:
- Die Auszahlung eines Vorschusses an private Begünstigte setzt voraus, dass diese eine an-
gemessene Bürgschaft in Höhe von 100 % des Vorschusses selbst vorlegen, die von befugten 
Parteien geleistet wird und die die direkte Vollstreckung dieses Betrags ermöglicht, wenn der 
Anspruch auf den Vorschuss nicht anerkannt wird.

15 Einhaltung der WTO-Bestimmungen
Green Box
Anhang 2, Punkt 11, des WTO-Abkommens
Erläuterung, inwieweit die Maßnahme den einschlägigen Bestimmungen von Anhang 2 des 
WTO-Abkommens über die Landwirtschaft gemäß Artikel 10 und Anhang II dieser Verordnung 
(Green Box) entspricht: entfällt

16 Zusätzliche Fragen/Informationen zur Art der Aktion
Bezieht sich die Investition auch auf die Bewässerung?

  Ja    Nein

17 Zuständiges Landesamt

Für die Prüfung des Beihilfeantrags zu-
ständiges Landesamt

Für das Auszahlungsansuchen zuständi-
ges Landesamt

31.6 Amt für EU-Strukturfonds in der Land-
wirtschaft

Landeszahlstelle der Autonomen Provinz 
Bozen - Südtirol
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LEADER-Aktion SRE04 – Nicht-landwirtschaftliche Star-Up

Code Leader-Aktion SRE04

Titel der Aktion Nicht- landwirtschaftliche Start-Up

Art der Aktion
INSTAL(75) - Ansiedelung von Junglandwirten, neuen Landwirten 
und Neugründung von landwirtschaftlichen Unternehmen

Themenbereiche
5. Lokale soziokulturelle und touristisch-freizeitliche Angebotssysteme
6. Lokale, handwerkliche und verarbeitende Produktionssysteme

Output-Indikator
O.27 Anzahl der Unternehmen im ländlichen Raum, die Unter-
stützung für eine Existenzgründung erhalten

Charakter der Aktion Spezifische Aktion

1 Territorialer Anwendungsbereich
Die Aktion kann im gesamten LEADER-Gebiet der Sarntaler Alpen umgesetzt werden.

2 Zugehörige spezifische Ziele, Querschnittsziel und relevante sektorale Ziele

Code + Beschreibung des GAP-SPEZIFISCHEN ZIELS

SO8 Förderung von Beschäftigung, Wachstum, sozialer Inklusion sowie der lokalen Entwick-
lung in ländlichen Gebieten, einschließlich Biowirtschaft und nachhaltige Forstwirtschaft

3 Anforderungen der lokalen Entwicklungsstrategie, auf die die Aktion abzielt

Code Beschreibung
Priorität in 

der LES
In der LES  

berücksichtigt

BE5
Verbesserung der Attraktivität und Frequenz 
der Dorfkerne im ländlichen Gebiet

Qualifiziert Ja

BE11
Förderung der Digitalisierung um Chancen 
und Herausforderungen, die sich daraus erge-
ben, entsprechend nutzen zu können.

Qualifiziert Ja

BE12

Förderung eines bewussten, nachhaltigen Um-
gangs mit vorhandenen Ressourcen, vorwie-
gend zur Unterstützung der Diversifizierung 
des ländlichen Gebiets

Qualifiziert Ja

BE13
Verbessern der Qualität und der Verarbeitung 
von regionalen Produkten

Qualifiziert Ja

BE14

Förderung von Betrieben mit innovativen, 
attraktiven, Ideen zur Schaffung von neuen Ar-
beitsplätzen und qualifizierten Arbeitskräften, 
die in der Region arbeiten und leben

Qualifiziert Ja
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4 Ergebnisindikator

Code + Beschreibung der ERGEBNISINDIKATOREN

R.39 Entwicklung der ländlichen Wirtschaft: Anzahl der ländlichen Betriebe, die mit Unterstüt-
zung des GAP-Strategieplans gegründet wurden, einschließlich der Unternehmen im Bereich 
der Bioökonomie

5 Zielsetzung und allgemeine Beschreibung der Aktion

 5.1 Beschreibung der Zielsetzung
Die Aktion unterstützt die Neugründung nichtlandwirtschaftlicher Unternehmenstätigkeiten 
(start-up) in ländlichen Gebieten, die mit den partizipativen Lokalen Entwicklungsstrategien 
gemäß Artikel 32 der Verordnung (EU) 2021/1060 in Verbindung stehen.
Ziel der Aktion ist die Wiederbelebung der ländlichen Wirtschaft durch ihre Stärkung und 
Diversifizierung anhand der Schaffung neuer nichtlandwirtschaftlicher Tätigkeiten, die auf die 
Entwicklung, Erzeugung und Vermarktung von Produkten und/oder Dienstleistungen inner-
halb der ländlichen Wirtschaft ausgerichtet sind, um die Abwanderung zu bekämpfen, zur För-
derung der Beschäftigung beizutragen und die Rolle des Kleinst- und Kleinunternehmertums 
durch Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Gefüges der ländlichen Gebiete im Einklang 
mit den von der örtlichen Bevölkerung erarbeiteten Lokalen Entwicklungsstrategien zu unter-
stützen.

 5.2 Verknüpfung mit anderen Interventionen
Die Aktion kann eigenständig oder in Kombination mit anderen Aktionen durchgeführt wer-
den. Die entsprechenden Details werden im jeweiligen Projektaufruf festgelegt.

6 Kriterien für die Förderfähigkeit der Begünstigten
 − Natürliche Personen
 − Kleinst- und Kleinunternehmen
 − Zusammenschlüsse von natürlichen Personen und/oder Kleinst- und Kleinunternehmen
 − Neugründungen können in allen Produktions- und Dienstleistungssektoren unterstützt 

werden, um Aktivitäten und Dienstleistungen zu realisieren für:
a. Menschen und Zielgruppen mit spezifischen Bedürfnissen (z. B. Sozialfürsorge, Bildung, 

Freizeit, Kultur, Mediation, Coworking, Mobilität usw.)
b. Marketing, Werbung, Kommunikation und IT;
c. handwerkliche und verarbeitende Tätigkeiten;
d. Ländlicher Tourismus (ausgenommen Urlaub auf dem Bauernhof), Gastronomie, Beher-

bergung, kulturelle und Freizeitangebote;
e. Aufwertung von Kultur- und Umweltgütern;
f. Umwelt, Kreislaufwirtschaft und Bioökonomie;
g. Energieerzeugung aus erneuerbaren Quellen und Rationalisierung der Energienutzung;
h. Weiterverarbeitung und Vermarktung von nicht-landwirtschaftlichen Produkten, ein-

schließlich der Schaffung von Verkaufsstellen.

7 Zulässige Kosten
N.Z. – Nicht zutreffend
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8 Bedingungen für die Zulässigkeit von Projektvorschlägen
 − Mit dem Antrag auf Unterstützung muss ein Businessplan für die Entwicklung der nicht-

landwirtschaftlichen Tätigkeit vorgelegt werden.
 − Der Businessplan muss die Ausgangssituation der Ansiedelung, die umzusetzende Ge-

schäftsidee, die wesentlichen Schritte, die die Aktivitäten kennzeichnen, den Zeitrahmen 
für die Umsetzung sowie die zu erreichenden Ziele und Ergebnisse darstellen.

Der von einem Dritten erstellte Businessplan muss nachweisen, dass sich das Projekt positiv 
auf die Rentabilität (Verhältnis zwischen Einnahmen und Ausgaben bzw. Einnahmen und Kos-
ten) des Begünstigten auswirkt und daher aus wirtschaftlicher Sicht als nachhaltig anzusehen 
ist. In diesem Sinne muss der Geschäftsplan die folgenden Inhalte enthalten:

a) Qualitätsinhalte:
• Unternehmenszweck: Was ist das Unternehmensziel und welche strategischen Ziele 

sollen auf dem Weg dorthin erreicht werden?
• Management: Qualifikationen und Fähigkeiten des/der Gründer(s)? Gibt es noch keine 

Erfahrungen mit dem Management oder hat er/sie sich bereits in anderen Unternehmen 
bewährt?

• Rechtsform: Welche Rechtsform hat das Unternehmen/die Gesellschaft? Woher stammt 
das Gesellschaftskapital?

• Produkte und Dienstleistungen: Welche Produkte oder Dienstleistungen bietet das 
Unternehmen an? Was sind die Alleinstellungsmerkmale (Unique Selling Proposition, die 
den Vorteil für den Verbraucher durch Hervorhebung der Einzigartigkeit im Vergleich zu 
Wettbewerbern hervorhebt)?

• Zielgruppe: Welche Zielgruppe will das Unternehmen mit seinen Produkten/Dienstleistun-
gen ansprechen?

• Produktion: Welche Materialien und Anschaffungen werden benötigt, um das Produkt 
herzustellen oder die Dienstleistung zu erbringen?

• Personalplanung: Wie viele Mitarbeiter sollen im Unternehmen arbeiten?
• Marketing und Werbung: Welche Werbemittel sollen eingesetzt werden? Wie kann der Be-

kanntheitsgrad des Unternehmens gesteigert und ein positives Image aufgebaut werden?
• Struktur: Wie ist das Unternehmen organisiert und strukturiert? Sofern zutreffend: Wie 

viele Abteilungen wird es geben?

b) Quantitative Inhalte:
• Investitionen: Welche Investitionen sind erforderlich? Wann sollen die Investitionen getä-

tigt werden? Wie hoch sind die Kosten und wann sollten sie gezahlt werden?
• Gründungskosten: Wie hoch sind die Kosten für die offizielle Gründung des Unterneh-

mens (z. B. Rechtskosten)?
• Kapitalbedarf: Wie viel Kapital steht dem Unternehmen zur Verfügung? Für welche Berei-

che soll das Geld ausgegeben werden?
• Finanzierung: Woher kommt das Geld für die geplanten Ausgaben? Welche zusätzlichen 

Kosten entstehen durch die Finanzierung?
• Liquidität: Welche Garantien gibt es, dass das Unternehmen jederzeit über genügend Mit-

tel verfügt, um seine Rechnungen zu bezahlen? Wie kann die Liquidität langfristig gesichert 
werden?

• Einnahmen: Zu welchem Zeitpunkt und in welcher Höhe werden Einnahmen erzielt? Wie 
sollen die Umsätze schrittweise gesteigert werden?
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• Gewinne: Welche Gewinne sollen erzielt werden? Welche Investitionen sollen mit diesen 
Gewinnen getätigt werden?

• Bilanz: Wie wirken sich die verschiedenen Zahlen auf die Bilanz des Unternehmens aus? 
Wie hoch sind Aktiva und Passiva?

9 Grundsätze für die Projektauswahl
Die Aktion sieht die Anwendung von Kriterien für die Auswahl von Vorhaben gemäß Artikel 79 
der SPR-Verordnung vor. Diese Kriterien werden von der LAG für ihren Zuständigkeitsbereich 
festgelegt.
Die Auswahlkriterien sind so definiert, dass die Gleichbehandlung der Antragsteller, eine bes-
sere Nutzung der Finanzmittel und die Ausrichtung der Unterstützung auf die Ziele der Aktion 
gewährleistet sind.
Die Bewertung der Projekte wird von der LAG auf der Grundlage eines transparenten Aus-
wahlverfahrens vorgenommen. Die Auswahl erfolgt auf der Grundlage der in dieser Lokalen 
Entwicklungsstrategie 2023-2027 festgelegten Auswahlkriterien. Die LAG sieht kontrollierbare 
und quantifizierbare Auswahlkriterien vor, die eine Auswahl von Projekten und deren Begüns-
tigten ermöglichen. Grundlage für die Auswahl ist eine Punktzahl, die eine Mindestpunktzahl 
vorgibt, unterhalb derer ein Projektantrag nicht ausgewählt werden kann.
Die bei der LAG eingereichten Projektvorschläge werden von der LAG einem Auswahlverfah-
ren unterzogen, das auf den folgenden Grundsätzen beruht:
• Eigenschaften des Antragstellers (z. B. Frauen, jüngere Begünstigte, jüngere Begünstigte, 

Status der Unterbeschäftigung/Arbeitslosigkeit, Ausbildung oder Fähigkeiten usw.);
• Qualifikation des Antragstellers (z. B. Ausbildung oder Fähigkeiten usw.);
• Inhalt/Qualität des Businessplans (Art der Ausgaben, Detaillierungsgrad, Erstellung durch 

einen Dritten).
• Auswirkungen auf die Beschäftigung in ländlichen Gebieten (z. B. erwartete Einstellung 

von Personal durch das Start-up)
• Produktions- und Dienstleistungssektoren, die der Intervention zugrunde liegen (erwarte-

te positive Auswirkungen zugunsten der digitalen Technologien, des Umwelt- oder Sozial-
bereichs, usw.);

Einzelheiten zu den Auswahlkriterien finden Sie in Kapitel 7 der gegenständlichen Lokalen 
Entwicklungsstrategie.

10 Informationen betreffend die Bewertung als Staatsbeihilfen
Die Maßnahme fällt nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 42 AEUV und unterliegt einer 
beihilferechtlichen Prüfung:

  Ja     Nein    Gemischt

Darstellung der unterstützenden Tätigkeiten, die nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 
42 AEUV fallen

Art des für die Genehmigung zu verwendenden Instruments für staatliche Beihilfen:

  Notifizierung 

  Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung 
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  Gruppenfreistellungsverordnung für die Landwirtschaft 

  De-minimis laut EU Reglement Nr. 1407/2013

Verfahrensnummer Staatliche Beihilfe
N.Z.

11 Verpflichtungen
Die Begünstigten sind verpflichtet, die Ansiedelung des Unternehmens und die geplanten 
Aktivitäten wie folgt zu vollziehen, zu beginnen und abzuschließen:

 − Zeitraum, innerhalb dem die Ansiedelung wirksam werden muss (Eröffnung der 
MwSt.-Nummer und Anmeldung der Tätigkeit bei der Handelskammer, falls zutreffend, 
oder andere): 

 − 6 Monate ab dem Datum des Genehmigungsdekrets der Beihilfe
 − Zeitraum für die Aufnahme der im Plan vorgesehenen Tätigkeiten (die Erfüllung der Ver-

pflichtung wird durch die Einreichung der Steuererklärung (modello UNICO) für das erste 
Tätigkeitsjahr nachgewiesen):

 − 12 Monate ab dem Datum des Genehmigungsdekrets der Beihilfe
 − Zeitraum für die Durchführung der im Plan vorgesehenen Aktivitäten:

 − 18 Monate ab dem Datum der Ansiedelung (siehe oben)
Die Begünstigten sind verpflichtet, den Betrieb während eines Zeitraums von mindestens 36 
Monaten ab dem Zeitpunkt der Auszahlung des Restbetrags des Pauschalbeitrags zu führen.

 11.1 Sonstige Verpflichtungen
Der Zuschuss wird in zwei Teilbeträgen ausgezahlt (siehe unten): Voraussetzung für die Aus-
zahlung ist die Vorlage einer Bankgarantie oder einer Versicherungspolice in Höhe von 100 % 
des Wertes der jeweils beantragten Tranche, die von dazu befugten Stellen ausgestellt wird 
und die eine direkte Vollstreckung des gesamten ausgezahlten Betrags ermöglicht, wenn die 
oben genannten Verpflichtungen nicht erfüllt werden, insbesondere die Verpflichtung, das 
Unternehmen mindestens 36 Monate lang zu betreiben.

12 Bandbreite von Förderungen auf Ebene des Beitragsempfängers
Die Unterstützung umfasst einen Beitrag von 50.000 EUR, der in Form von pauschalen Kapital-
zahlungen, ebenfalls in zwei Raten, gewährt wird (Art. 75(4) der Verordnung (EU) 2021/2115.

 − Unterstützung in Form von Pauschalbeträgen: 50.000 Euro (durchschnittliches 
Pro-Kopf-Einkommen von 25.680,00 im Jahr 2021 in der Provinz Bozen, multipliziert mit 
zwei Jahren, also 51.360,00, abgerundet auf 50.000,00) Anzahl Raten und % auf den Ge-
samtbetrag: 2 Raten, die erste Rate von 50 % der Unterstützung in Höhe von 25.000,00 
€, bei Genehmigung der Unterstützung (Dekret), die zweite Rate von 50 % in Höhe von 
25.000,00 € bei Abschluss der im Businessplan dargestellten Aktivitäten.

 12.1 Form und Prozentsatz der Unterstützung/Beträge/Berechnungsmethoden
Form der Beihilfe

  Zuschuss

  Finanzinstrument
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Art der Zahlung

  Erstattung der einem Begünstigten tatsächlich entstandenen förderfähigen Kosten

  Einheitskosten

  Pauschalbeträge

  Festzinsfinanzierung

 12.2 Grundlage für die Festlegung
Art. 83, Paragraf 2 Buchstabe (a), Punkt (i) e Art. 75, Paragraf 4 der Verordnungpra 2021/2115

13 Finanzplan

Aktion
Gesamt- 
kosten  

(€)

Beitrags- 
satz  
(%)

Öffent-
liche 

Ausgabe  
(€)

%  
EU

Quote 
EU €

%
Nationa-
le Quote

Nationa-
le Quote  

€

%
Privat

Private 
Quote 

€

SRE04 100.000 100 100.000 40,70 40.700 59,30 59.300 0 0

14 Auszahlung von Vorschüssen
N.Z., siehe Punkt 12

15 Einhaltung der WTO-Bestimmungen
Amber Box
Erläuterung, inwieweit die Maßnahme die einschlägigen Bestimmungen von Anhang 2 des 
WTO-Übereinkommens über die Landwirtschaft gemäß Artikel 10 und Anhang II dieser Ver-
ordnung erfüllt (Green Box)

16 Zuständiges Landesamt

Für die Prüfung des Beihilfeantrags zu-
ständiges Landesamt

Für das Auszahlungsansuchen zuständi-
ges Landesamt

31.6 Amt für EU-Strukturfonds in der Land-
wirtschaft

Landeszahlstelle der Autonomen Provinz 
Bozen - Südtirol


